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Fußball-EM 2008 
mit Spannung 
erwartet

Fachteil:

Autonome Nationalisten
– Der schwarze Block auf
rechtsextremen Demons -
trationen

Aus der Rechtsprechung
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Gemeinsamer Einsatz 
für Sicherheit 
in Europa
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Viele Sicherheitskräfte – wie
Polizeibeamte, Feuerwehrleu-
te, Rettungssanitäter, um nur
einige zu nennen – verrichten
tagtäglich, rund um die Uhr,
ihren verantwortungsvollen
Dienst im Interesse der Bürge-
rinnen und Bürger. 

Dass Kolleginnen und Kollegen
sich dabei in Gefahrenlagen
begeben, verletzt oder sogar
getötet werden können, gerät
oft in Vergessenheit. Viele un-
serer Kolleginnen und Kollegen
werden jedoch täglich bei Ein-
sätzen Opfer von Unfällen oder
Gewalttaten.  Kein Beruf ist
von so hohen physischen und
psychischen Belastungen und
traumatischen Erlebnissen ge-
prägt wie der von Polizisten,
Feuerwehrleuten und Ret-
tungssanitätern. Extremsitua-
tionen gehören zum täglichen
Geschäft dieser Berufe.

Aber wer fühlt sich verant-
wortlich für die Helfer in der
Not, die verletzten oder trau-
matisierten Beamten? Wäh-
rend die körperlichen Schäden,
die Wunden einer Schussver-
letzung schnell verheilen, blei-
ben oft die Erlebnisse von ei-
nem Unfall, einem Brand, einer
Geiselnahme oder gar die Bil-
der des getöteten Kollegen in
den Köpfen hängen. Verletzte
Polizistinnen und Polizisten
und ihre Familienangehörigen
brauchen nach Schick sals -
schlä gen Hilfe, allerdings nicht
nur finanzielle. Hier setzt die
Stiftung der Deutschen Polizei-
gewerkschaft an, denn für die
DPolG ist das soziale Engage-
ment selbstverständlich.

1997 wurde die Stiftung ins

 Leben gerufen. Sie hat es sich

zum Ziel gesetzt, bundesweit

nicht nur Polizeibeamten zu

helfen, sondern auch anderen

Sicherheitskräften wie Justiz-

vollzugsbeamten, Berufsfeuer-

wehrbeamten oder Zollbeam-

ten, die im Dienst verletzt wur-

den sowie Hinterbliebenen

von im Dienst verstorbenen

 Sicherheitskräften. Die Stif-

tung hilft selbstlos und ganz

unabhängig davon, welcher

Gewerkschaft die Betroffenen

angehören. Dazu wurden in

Fall und Lenggries in der Nähe

von Bad Tölz marode Häuser
der Forstverwaltung mit er-
heblichem finanziellem und
körperlichem Einsatz zu Rege-
nerierungs- und Erholungsor-
ten umgebaut. Ein besonderer
Dank gilt hierbei dem Grund-
steinleger und Vorsitzenden
der Stiftung Berend Jochem
und seinem gesamtem Team.

Bei Verletzungen des Körpers,
bei traumatischen Erlebnissen
oder dem Verlust des Partners
durch Unfall oder Mord wird
den Beschäftigten von Polizei,
Justiz und Feuerwehr und ih-
ren Familienangehörigen ein

kostenfreier und, wenn er-
wünscht, betreuter Aufenthalt
in den Häusern der Stiftung
 ermöglicht.

Wenn der Dienstherr und die
Gesetze am Ende sind, hilft die
Stiftung der DPolG mit unter-
stützenden und betreuenden
Maßnahmen. Eine Gruppe von
Menschen, meist selbst Polizei-
beamtinnen und -beamte, ha-
ben es sich ehrenamtlich zur
Aufgabe gemacht, diese erfor-
derliche Hilfestellung in die
Hand zu nehmen, und mit ein
wenig Stolz können wir von den
Aufenthaltsorten Lenggries und
Fall sagen, dass man hier die
Seele baumeln lassen kann und
Kräfte zurückgewinnt, die man
durch das Erlebte für immer
verloren glaubt. Ein erfahrenes
Team in der Stiftung der DPolG
mit Sitz in Lenggries und die
 Regionalbeauftragten der Stif-
tung, zu denen ich selbst gehö-
re, stehen jederzeit für Kollegin-
nen und Kollegen, die in ihrem
Dienst bedrückende Erlebnisse
hatten oder gar verletzt wur-
den, als Ansprechpartner zur
Verfügung.

Viele Kolleginnen und Kollegen
waren sehr froh über die Hilfe,
Anteilnahme und Unterstüt-
zung. Die zahlreichen sehr
 positiven Rückmeldungen der
Betroffenen, das Leid und die
Not etwas lindern zu können,
erfüllt das ehrenamtliche En-
gagement des gesamten Stif-
tungsgremiums mit großer
Genugtuung und zeigt, dass
die Stiftung und das soziale
Engagement der DPolG auf
dem richtigen Weg sind. �

> Wolfgang Ladebeck

Wenn der Freund und Helfer
selbst mal Hilfe braucht
Soziales Engagement der DPolG
Von Wolfgang Ladebeck, stellvertretender Bundesvorsitzender
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FDP-Innenexperte Horst Engel
und sein Kollege FDP-Rechts -
experte Robert Orth befürch-
ten, dass eine Ausweitung der
Ermittlungsbefugnisse des
BKA Fahndungserfolge auf
Landesebene untergraben kön-
ne. Sollte der Gesetzentwurf
der großen Koalition in den
Bundesrat gelangen, werde die
FDP ihre Zustimmung verwei-
gern. Mit folgenden Einwän-
den und Befürchtungen stellen
sich die FDP-Politiker gegen
das BKA-Gesetz:

� Polizei ist ausschließliche
Ländersache – klare Kompe-
tenzverteilung statt unsinni-
ger Aufbrechung bewährter
föderaler Sicherheitsarchi-
tektur

� Kein Amt für Bürgerbeob-
achtung als ferne Infor -
mationsmachtzentrale

� Trennungsgebot zwischen
Polizei und Verfassungs-
schutz wird tangiert – kein
schleichender Umbau des
BKA zu einer Art Geheim-
dienst

� Kein beliebiges BKA-Selbst-
befassungsrecht – Prinzip
begrenzter Einzelermächti-
gung erhalten

� Das BKA darf nicht sämtliche
Befugnisse der Länderpoli-
zeien erhalten  – „Kooperie-
ren statt wetteifern“

� Keine unzulässige Ausfor-
schung der Presse – die un-
abhängige vierte Gewalt
und seine Informanten sind
für die FDP tabu

� Keine reine Inhouse-kontrolle
– das BKA darf sich keines-
falls nur selbst kontrollieren

� Keine Informationsmacht-
zentrale statt informationel-
ler Aufgabenteilung

� Kompetenzver letzende
 Ausweitung der Befugnisse �
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> Horst Engel, Polizeihauptkom-
missar a. D., ist innenpoliti-
scher Sprecher der FDP-Frak -
tion im nordrhein-westfäli-
schen Landtag und Mitglied
der FDP-Innenrunde.

Horst Engel: Anti-Terror-
 Kompetenzen des BKA
nicht zu Lasten der Länder
Mehr Kompetenzen für das Bundeskriminalamt
(BKA) in der Terrorabwehr dürfen nach Ansicht
der FDP-Innenpolitiker nicht zu Lasten der
 Länder polizeien gehen. 

Der nächste Polizeispiegel ist eine
Doppelausgabe und erscheint Ende Juli!
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Mit Spannung wird der Fuß  ball-
EM in Österreich und der
Schweiz am 7. Juni 2008 ent -
gegengefiebert. Mehrere
 Millionen Menschen werden 
zu dem dreiwöchigen Turnier 
in den Stadien und auf den
 offiziellen Fanmeilen in den
acht Spiel orten erwartet. 

Für die Polizei bedeutet ein sol-
ches Großereignis immer, dass
sie rund um die Uhr im Einsatz

ist. Die Schweizer und österrei-

chischen Polizisten bekommen

Unterstützung aus ganz Europa.

Darunter werden rund 1 700

deutsche Kollegen aus den Be-

reitschaftspolizeien der Länder

und der Bundespolizei sein.

Während die Schweiz von Ba-

den-Württemberg und Hessen

unterstützt wird, bekommt Ös-

terreich Unterstützung aus Bay-

ern und Nordrhein-Westfalen.  

Im März dieses Jahres trafen

sich Rainer Wendt, DPolG-Bun -

desvorsitzender, und Ralf Kuste-

rer, zuständig im Bundeshaupt-

vorstand für die Bereitschafts-

polizeien, mit dem Inspekteur
der Bereitschaftspolizeien Jür-
gen Schubert in der Berliner
Bundesgeschäftsstelle. In die-
sem Gespräch wurde eine ers -
te positive Bilanz über die Si-
cherheitsvorbereitungen des
Turniers gezogen, die bereits
zu diesem Zeitpunkt beinahe
abgeschlossen waren. Erfreut
waren alle über die frühe Ein-
beziehung der Personalvertre-
tungen in die Vorbereitungen.
Von großem Vorteil seien da-
bei die Erfahrungen, die die
Kollegen während der Fußball-
Weltmeisterschaft vor zwei
Jahren in Deutschland gesam-
melt hätten. �

Einen Verfassungs-TÜV forderte
der Bundeshauptvorstand der
DPolG in seiner letzten Sitzung
im Hinblick auf die aktuellen Ent-
scheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts. In den vergange-
nen Jahren wurden immer wie-
der wesentliche Teile von Sicher-
heitsgesetzen vom Bundesver-
fassungsgericht für unverhältnis-
mäßig und damit für nicht ver-
fassungskonform erklärt, zuletzt
das Gesetz zur Vorratsdatenspei-
cherung und automatisierten
Kennzeichenerfassung.

Auch die Bundestagsfraktion
DIE LINKE fordert die Bundesre-

gierung zur „Evaluation aller in
der Vergangenheit beschlosse-
nen Sicherheitsgesetze mit
Blick auf die Verhältnismäßig-

keit und objektive Wirksamkeit
für die Sicherheit“ auf (siehe
BT-Drs. 16/8981). Das Ergebnis
dieser Evaluation soll dem

Bundestag in Form eines Be-
richts vorgelegt werden. So
müsse beispielsweise die Ver-
träglichkeit von bestehenden
Sicherheitsgesetzen mit dem
im Rahmen des Urteils zur
 Online-Durchsuchung neu
 entwickelten Grundrecht auf
„Gewährleistung der Vertrau-
lichkeit und Integrität infor -
mationstechnischer Systeme
festgestellt werden. 

Im Spannungsfeld von notwen-
digen Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Kriminalität und Terro-
rismus und dem Schutz persön-
licher Freiheitrechte spricht sich
der DPolG-Bundeshauptvor-
stand im Zweifel für den Schutz
der persönlichen Freiheitsrechte
aus. „Wo Freiheitsrechte mehr
als unvermeidbar eingeschränkt
werden, müssen die Gesetzge-
ber frühzeitig auf Handlungser-
fordernisse hingewiesen wer-
den“, heißt es in der Resolution
des DPolG-Gremiums. �

> DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt und sein Stellvertreter Werner
Kasel mit Petra Pau von der Bundestagsfraktion DIE LINKE, Vizepräsi-
dentin des Deutschen Bundestages und Mitglied des Innenausschusses.

> Zur Fußball-WM 2006 waren über 300 Kollegen aus den verschiedenen
europäischen Ländern zur Unterstützung nach Deutschland gekommen.

> Positive Erinnerungen an die Fuß-
ball-WM 2006 in Deutschland.

Fußball-EM 2008 mit Spannung erwartet

DPolG und DIE LINKE fordern 
Evaluation von Sicherheitsgesetzen 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) und die Bundestagsfraktion
DIE LINKE sind sich darin einig, dass bereits beschlossene Sicherheits -
gesetze auf ihre Vereinbarkeit mit der aktuellen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts überprüft werden müssen.
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Fliegen ist ihr Geschäft, aber
 abgehoben sind sie nicht. Herz-
lich und offen empfing die Füh-
rungscrew der Fliegergruppe
der Bun despolizei den DPolG-
Bundesvorsitzenden Rainer
Wendt, BPol-Fachverbands-Chef
Hans-Joachim Zastrow und den
neu ge wählten Vorsitzenden
der DPolG in Hangelar Claus
Carmanns. 

Bundesweit in zahlreichen
Standorten aufgestellt, haben
die Flieger der Bundespolizei in
Deutschland einen umfangrei-
chen Wirkungsradius. Ob Trans-
porte von Personen und Verbän-
den, Zivil- und Katastrophen-
schutz oder direkter Einsatz bei
etlichen Großveranstaltungen,
die umfangreiche Flotte der Flie-
ger ist immer dann gefordert,
wenn es schnell gehen und gro-
ße Entfernungen zu überwinden
sind. Die zwölf Luftrettungssta-
tionen in Deutschland sind un-
verzichtbarer Bestandteil des
bundesdeutschen Rettungssys-
tems und seit Jahrzehnten ist
„Christoph“ als Lebensretter im
Bewusstsein der Bevölkerung
nicht wegzudenken. Weit über
die deutschen Grenzen hinaus
sind die Flieger im Einsatz, etwa
im Rahmen der europäischen

Grenzsicherungsmaßnahmen
oder des EU-weiten Einsatzkata-
loges in den Mitgliedsstaaten
der Europäischen Union.

Das Konzept der Flottenerneue-
rung ist in vollem Gange und
voller Stolz präsentiert sich die
Fliegergruppe in hervorragend
ausgestatteten Hubschraubern
unterschiedlichster Typen in mo-
dernem Blau. 

In der gemeinsamen Luftfahrer-
schule des Bundes und der Län-
der werden Synergien genutzt,

Erfahrungen ausgetauscht und
eine hohe Ausbildungsqualität
sichergestellt. Piloten und Flug-
techniker und das gesamte luft-
technische Personal erhalten in
den Ausbildungsgängen die im
Luftverkehr benötigten Flugbe-
rechtigungen, und wer als jun-
ger Mensch einen Ausbildungs-
platz sucht, ist hier ebenfalls
richtig: Die Bundespolizei ist als
IHK-Ausbildungsbetrieb in der
Ausbildung von Fluggeräte -
mechanikern, Verwaltungsfach-
angestellten und Fachkräften
für Lagerwirtschaft tätig.  

Natürlich standen berufsspezifi-
sche Themen auf der Tagesord-
nung der ausführlichen Gesprä-
che. Rainer Wendt sagte die
Unterstützung der DPolG bei
der Verbesserung der Nach-
wuchsgewinnung zu: „Jun-
ge Menschen sollten sehr
frühzeitig an die Flieger-
ausbildung herange-
führt werden,

wenn wir sie langfristig an uns
binden wollen. Die Arbeit ist so
vielfältig und spannend, dass es
eigentlich möglich sein sollte,
mit gezielter Personalwerbung
geeignete Bewerberinnen und
Bewerber anzusprechen.“

Hans-Joachim Zastrow und
Claus Carmanns sagten auch
für die Zukunft den engen Kon-
takt und die Unterstützung der
DPolG zu. Die Interessen der
Fliegergruppe, so Claus Car-
manns, sollten gezielt und
 offensiv im neuen zentralen
Bundespolizeipräsidium an-
kommen: „Darum werden wir
uns nachhaltig kümmern!“ �

Bundesvorsitzender Rainer Wendt besuchte die Fliegergruppe

National und international: Bundespolizei-
Fliegergruppe mit hoher Verantwortung

> Ende April besuchten Bundesvorsitzender Rainer Wendt und der Vorsit-
zende des DPolG-Fachverbandes Bundespolizei (Bildmitte) die Flieger-
gruppe der Bundespolizei in St. Augustin bei Bonn. V. l. n. r.: Gunter
Carloff (Leiter Bundespolizei Fliegergruppe), Rainer Wendt, Hans-
 Joachim Zastrow,  Andreas Hartmann (Leiter Fliegerstaffel Sankt
 Augustin), Claus Carmanns (neuer DPolG-Ortsvorsitzender).

> Hubschrauber der Fliegergruppe der Bundespolizei.

> Ein Übungseinsatz – 
Training für den
Ernstfall.
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Einstimmig wählten die Bun -
desvorsitzenden der im dbb or-
ganisierten Sicherheitsgewerk-
schaften den DPolG-Vorsitzen-
den Rainer Wendt erneut zum
Vorsitzenden der Fachkommis-
sion Innere Sicherheit, die für
die Umsetzung der Beschlüsse
des Gewerkschaftstages und
die Beratung der Führungsgre-
mien des dbb zuständig ist. 

In der konstituierenden Sitzung
der Kommission in Berlin kamen
die Mitglieder des Gremiums
erstmals seit dem Gewerk-
schaftstag des dbb zusammen
und legten die Schwerpunkte
ihrer künftigen Arbeit fest. 

Dabei wurde deutlich, dass die
europapolitischen Entwicklun-
gen im Bereich der Sicherheits-
politik  dramatisch an Bedeu-
tung gewinnen werden. „Euro-
pa ist gut für die Innere Sicher-
heit“ fasste der neue Vorsitzen-
de Rainer Wendt die Diskussio-
nen zusammen. Der Vertrag
von Lissabon werde die polizei-
liche und justizielle Zusammen-
arbeit noch verstärken. Die Ra-
tifizierung des Vertrages durch
die nationalen Parlamente ist
insofern der konsequente und
notwendige Schritt gewesen. 

Der positive Druck europäischer
Sicherheitspolitik wird in zahl-
reichen gesetzlichen Initiativen

in Deutschland deutlich, die
durch verschiedene Richtlinien
der EU, z. B. zur Terrorismusbe-
kämpfung und Bekämpfung
der Organisierten Kriminalität
beschleunigt wurden. „Europa
bringt Schwung in die Politik
und das ist auch dringend nö-
tig“, so Rainer Wendt. Augen -
fälliges Beispiel auch der jüngs -
te Beschluss der Innenminis -
terkonferenz zur Einrichtung
 einer zentralen Waffendatei in
Deutschland, eine Forderung
des letzten dbb Gewerkschafts-
tages, die nicht zuletzt durch
eine entsprechende Richtlinie
der EU unterstützt wurde und
jetzt umgesetzt werden wird.
Die jahrelange DPolG-Forde-
rung wird bis spätestens 2014
realisiert werden. 

Weitere DPolG-Mitglieder, die
in der Fachkommission Innere
Sicherheit vertreten sind: 

Kirsten Lühmann 
(dbb Bundesleitung)

Hermann Benker 
(1. stellv. Bundesvorsitzender)

Anke Bernhard 
(dbb Frauenvertretung)

Klemens Burzlaff 
(dbb Jugend) �
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Jetzt anrufen: 030/ 40 81 64 25
und unverbindliches Angebot abfordern!
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10117 Berlin

beamtendarlehen@dbb.de
www.dbb-vorsorgewerk.de
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> Kirsten Lühmann (DPolG) ist
 Mitglied der dbb Bundesleitung.

> DPolG-Bundesvorsitzender
 Rainer Wendt bleibt Vorsitzen-
der der dbb Fachkommission
Innere Sicherheit.

Fachkommission Innere  Sicherheit
des Deutschen  Beamtenbundes
neu konstituiert
DPolG-Chef Rainer Wendt erneut zum
 Vorsitzenden gewählt
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Mentoring ist ein Personalent-
wicklungsinstrument, mit dem
Nachwuchsführungskräfte ge-
fördert werden sollen. Mentor
war in der griechischen Mytho-
logie der Freund des Odysseus
und Erzieher dessen Sohnes
 Telemach. Mit dem Wort Men-
tor wird die Rolle eines erfahre-
nen Beraters oder Ratgebers be-
zeichnet, der sein Wissen und
seine Fähigkeiten an eine ihm
anvertraute und unerfahrene
Person weitergibt, an den so ge-
nannten Mentee.

Ziel ist es, den Mentee in seiner
persönlichen und beruflichen
Entwicklung innerhalb oder
außerhalb eines Unternehmens
oder einer Behörde zu fördern.
Die Förderung soll außerhalb
des Vorgesetzten-Untergebe-
nen-Verhältnisses stattfinden.
Dem Mentee sollen bestehende
Netzwerke eröffnet, praktische
Tipps für das Erreichen beruf-

licher Ziele gegeben und infor-
melle und implizierte Regeln der
Organisation oder des Unter-
nehmens vermittelt werden.
Das Konzept des Mentoring
geht von einem gegenseitigen
Geben und Nehmen aus, denn
nicht nur der Mentee profitiert
von den erhaltenden Möglich-
keiten, sondern auch der Men-
tor. Dieser kann über die Kon-
taktaufnahme mit anderen
Mentoren neue Netzwerke auf-
bauen, neue Impulse und Ideen
vom „Nachwuchs“ mitnehmen
oder beispielsweise sein eigenes
Arbeiten reflektieren.

Was bedeutet Mentoring für die
Polizei? Braucht die Polizei solch

ein Verfahren oder ist dies ein-
fach nur wieder so eine Schnaps-
idee aus der freien Wirtschaft? 

Mentoring ist ein sehr gutes Ver-
fahren, um auch in der Polizei
Nachwuchsförderung zu betrei-
ben. In Hessen und Niedersach-
sen wurde Mentoring zur Förde-
rung von Frauen als Personal-
entwicklungskonzept bei der
 Polizei eingeführt. Mittlerweile
können bei der hessischen Poli-
zei auch Polizeibeamte am Men-
toringprogramm teilnehmen.
Die Erfahrungen der hessischen
und niedersächsischen Polizei
haben gezeigt, dass Mentoring
auch bei der Polizei ein sinnvol-
les Konzept zur Förderung von

Nachwuchsführungskräften
darstellt. Die teilnehmenden
Mentee haben durch ihre Men-
toren die Möglichkeit, in Berei-
che Einblick zu bekommen, die
ihnen im normalen Dienst ver-
borgen bleiben. Dies erleichtert
dem Mentee unter Umständen
seine Entscheidung, wohin die
Reise im Berufsleben gehen soll
und ob ein Führungsamt ange-
strebt wird, egal ob im gehobe-
nen oder höheren Dienst. Aber
nicht nur die Mentees profitie-
ren von diesem Programm, son-
dern auch die teilnehmenden
Mentoren, denn sie bekommen
neue Impulse von der Basis
durch ihre Mentees. 

Mentoring hat sich bei der Poli-
zei bewährt. Es ist ein sehr gutes
Konzept, um Nachwuchsfüh-
rungskräfte zu fördern. Dass es
sich bewährt hat, sieht man
zum Beispiel in Hessen, dort
 beginnt das vierte Mentoring-
Programm noch in diesem Jahr.

Mehr Informationen zum
 Thema gibt es unter 
www.polizei.niedersachsen.de
oder www.polizei.hessen.de �

Die Bundesfrauenvertretung klärt auf:

Was ist eigentlich Mentoring?

Geschäftsführertreffen in Karlsruhe
Das jährliche Treffen der Bundes-
bzw. Landesgeschäftsführer/in -
nen der DPolG-Mitgliedsverbän-
de fand am 20./21. Mai 2008 in
Karlsruhe statt. Die Kolleginnen
und Kollegen nutzten dabei auch
die Gelegenheit, sich bei der
BBBank (Partnerin des dbb vor-
sorgewerkes) über aktuelle Pro-
duktangebote für den öffent-
lichen Dienst zu informieren.

Neben dem Vergleich der von
der Bundesorganisation bzw.
den Mitgliedsverbänden ange-
botenen (Sozial-)Leistungen
ging es darüber hinaus insbe-
sondere um Konzepte zur Mit-
gliedergewinnung und -betreu-
ung, optimale Strategien für
Personalratswahlen, Rechts-
schutzfragen und nicht zuletzt
um gewerkschaftliche Aktivi -

täten anlässlich der Fußball-
 Europameisterschaft. 

Grundsätzliche Fragen des Ver-
bandsmanagements wurden
ebenso thematisiert wie – im
Hinblick auf die Erwartungen der
Mitglieder – die schnellstmögli-
che Informationsgewinnung und
-weitergabe mittels verstärkter

Nutzung des Internets oder An-
gebote der gewerkschaftseige-
nen Unternehmen DPolG-Service
GmbH, PSG-Reisen und DPolG-
Markt für Werbemittel.

Der DPolG-Bundesvorsitzende
Rainer Wendt informierte das
„Arbeitsgremium“ während sei-
nes kurzen Besuchs über aktuel-

le verbandspolitische Neuig -
keiten und die Vorhaben der
Bun desorganisation auf euro -
päischer Ebene. 

Wie wichtig der länderübergrei-
fende Informations- und Erfah-
rungsaustausch auch für die or-
ganisatorische Arbeit der Bun-
des- und Landesorganisationen
der DPolG ist, belegen nicht zu-
letzt die zunehmend unter-
schiedlichen Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen bei der
Polizei und die vielfach gestiege-
nen Anforderungen an unsere
Berufsgruppe. Unsere Mitglieder
müssen und können sich auf ei-
ne professionelle Berufsvertre-
tung verlassen! 

www.dbb-vorsorgewerk.de
www.bbbank.de

> Die DPolG-Bundes- und Landesgeschäftsführer wurden bei ihrem
 Treffen in der Zentrale der BBBank in Karlsruhe durch den Vorstands -
vorsitzenden Dr. Wolfgang Müller (Bildmitte) begrüßt.
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2. Teil 

Mein Job als Streifenpolizist in
der ENHANCEMENT-FORCE hat
mir sehr gut gefallen. Ich lernte
Land und Leute kennen und
wurde immer wieder mit span-
nenden Aufgaben und Einsät-
zen konfrontiert. Obwohl ich im
Verlaufe meiner mittlerweile
über 26 Dienstjahre in der
niedersächsischen Polizei ver-
schiedene Arbeitsreiche durch-
laufen habe, mit denen ich mich
immer voll und ganz identifi-
ziert habe und die mir ALLE
Spaß gemacht haben, sei es als
Diensthundführer, beim MEK,
bei der Zielfahndung, oder als
Sachbearbeiter im KED und im
ZKD, ich habe mich immer als
Streifenpolizist gefühlt. Dies ist
auch der Grund dafür, dass ich
mich nach mehreren Jahren bei
„K“ wieder dem Streifendienst
nunmehr im Polizeikommis  -
sariat Munster der PI Soltau-
 Fallingbostel gewidmet habe.

Nach einigen Monaten Strei-
fendienst wurde mir in der
 ENHANCEMENT FORCE der
 Posten des Schichtleiters über-
tragen. Eine einmalige Erfah-
rung! Als Vorgesetzter von ca.
20 Polizeibeamten aus 10 ver-
schiedenen Ländern der ganzen
Welt war ich nun z. B. verant-
worlich für die Einteilung der
Streifenteams, die Erstellung
von Dienstplänen, die Einsatz-
bereitschaft der Fahrzeugflotte
sowie Personalentscheidungen.
Dass dies aufgrund der völlig
verschiedenen Mentalitäten,
 Arbeitsauffassungen und dienst-
lichen Hintergründen, die die
Kollegen mitbringen, und mit
denen ich als Vorgesetzter zu-
rechtkommen musste, recht an-
spruchsvoll und nicht immer
einfach war, liegt auf der Hand.
Freunde wie Omar und Sanjay

Sharma (Indien) unterstützten
mich im Umgang mit ihren
Landsleuten, sodass ich trotz
der vielen administrativen Tä-
tigkeiten auch noch Zeit fand,
selbst Streife zu fahren. Leis-
tungs- und Einsatzbereitschaft,
sowie eine hohe Motivation,
 gepaart mit Fachkenntnis und
Team fähigkeit zahlen sich in ei-
ner Auslandsmission aus, das
durfte ich anhand einer hervor-
ragenden UN-Beurteilung er-
fahren.   

Vor ca. einem halben Jahr er-
hielt ich schließlich die Chance,
nach einem fachspezifischen
Auswahlverfahren stellvertre-
tender Leiter einer Sonderein-
heit mit dem Namen „Regional
Operation Support Unit“  (ROSU)
zu werden. Meine derzeitige

Dienstpostenbezeichnung lau-
tet „ROSU-Deputy-Comman-
der“. Mein Chef, der einzige wei-
tere internationale Polizist in
dieser Einheit, ist ein Brite na-
mens John Cox, der die Position
des „ROSU-Commanders“ inne-
hat. Gemeinsam  leiten wir eine
Truppe von 48 Kosovo-Polizis-
ten, darunter 5 Frauen und 3
Serben, die für Spezialeinsätze
herangezogen werden. ROSU ist
eine Art besondere Service-Ein-
heit und lässt sich am einfach-
sten mit einem Mix aus der hei-
mischen Bereitschaftpolizei und
einer besonderen Festnahme-
einheit vergleichen.

Diese Einheit wird bei allen Ein-
sätzen mit mittleren und hohem
Sicherheitsrisiko herangezogen,
u. a. zum Schutz von Veranstal-

tungen, Aufruhrkontrollen bei
gewaltätigen Demons trationen
und Unruhen. Ebenso wird die-
Truppe auch bei Spezialaufga-
ben mit besonderen Gefahren-
lagen herangezogen, z. B. Ein-
dringen in Gebäude, Haus-
durchsuchungen, Festnahmen
bewafffneter Intensivtäter,
 Eskorte von Politikern und Ge-
fangenen sowie alle weiteren
Einsätze mit mittlerem und ho-
hem Sicherheitsrisiko, darunter
fallen auch Zugriffe im Bereich
der Terrorismusbekämpfung.
Weiterhin unterstützt  ROSU die
„normale“ Polizei bei Verkehrs-
kontrollen, die hier bedeutend
gefährlicher sind als bei uns so-
wie die Grenzpolizei bei der
Jagd nach Schmugg lern.

Die Kolleginnen und Kollegen
„meiner“ Einheit haben mir
 imponiert. Sie sind witzig und
humorvoll und immer zu Spä-
ßen aufgelegt. Allerdings, wenn
es ernst wird, wird nicht disku-
tiert oder gemault, dann arbei-
ten sie mit einer Professiona-
lität, die mich immer wieder
fasziniert hat und die ich mir zu
Hause manches Mal  gewünscht
hätte. Von dieser Truppe wurde
ich gut aufgenommen und bin
stolz, mit solchen engagierten
und hochmotivierten Polizisten
zusammenarbeiten zu können.

Mittlerweile, gegen Ende mei-
ner Mission, hat sich mein Auf-
gabenbereich etwas geändert:
Da die ROSU-Sondereinheit
mittlerweile vollends unter

> Sanjay Sharma (Indien), Martin Lachner, Chris Irungu Mwangi (Kenia),
Naeem Zeeshan (Pakistan).

„... Charley-Echo Four-Zero on patrol ...“
Ein ganz persönlicher Erfahrungsbericht aus dem Einsatzgebiet der
 Auslandsmission Kosovo von Martin Lachner.

> Chris Irungu Mwangi (Kenia) und Martin Lachner diskutieren über den
letzten Einsatz.

> Martin Lachner
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dem Kommando der Kosovo-
Polizei steht, sind John Cox
und ich nunmehr nicht mehr
Leiter und stellvertr. Leiter der
ROSU, sondern sog. „Monitore“
des Commanders und seines
Stellvertreters. Nach wie vor
nehmen wir an allen Einsätzen
teil, allerdings nicht mehr als
Entscheidungsträger, sondern
vielmehr als Berater und Be -
obachter (Monitor). Nur unter
genau festgelegten Regeln
dürfen wir das Kommando
übernehmen (z. B. bei Verstö-
ßen gegen die Menschenrech-
te, Gefahr für Leib oder Leben,
Gesetzesverstößen oder falls
der Einsatzleiter  mit der Lage
überfordert ist). Diese Moni-
tor-Aufgabe ist mit weitaus
mehr Schreibarbeit verbunden,
was sich aber nun  einmal nicht
ändern lässt!

Für die Zukunft, wünsche ich
allen Menschen, die im Kosovo

leben, Frieden und Gerechtig-
keit, denn sie haben in den
Jahren des Krieges und danach
genügend gelitten. Keinen ein-
zigen Menschen habe ich im
Kosovo getroffen, der den Kon-
flikt zwischen Serben und Al-
banern wieder aufleben lassen
will. Die Menschen wollen Frie-
den! Viele Gespräche bestäti-
gen meine Einschätzung, dass
Konflikte weniger vom einfa-
chen Volk, als vielmehr von ei-
nem Netzwerk von machtbe-
sessenen Politikern ausgehen,
die Ideologien und Medien für
ihren Machterhalt einsetzen.

Ich habe hier schreckliche und
zum Teil grausame Dinge er-
lebt, aber ebenso schöne Erfah-
rungen und Erlebnisse gesam-
melt. Jeder Tag war und ist
spannend und abwechslungs-
reich. Zurechtkommen, muss
man mit den hiesigen Lebens-
umständen, nicht nur mit dem

beschriebenen Straßenverkehr,

sondern auch mit den zahlrei-

chen Strom- und Wasserausfäl-

len. Es ist nicht jedermanns Sa-

che, im Winter mit Schlafsack

und Trainingsanzug bei Hei-

zungsausfall zu schlafen und

sich morgens auf einem Gasko-

cher, Wasser für den Tee aufzu-

wärmen und kalt zu duschen … .

Ebenso gewöhnungsbedürftig
sind auch die aus Lautsprechern
ertönenden Gebete aus den
Moscheen. Nicht selten haben
sie mich am sehr frühen Mor-
gen aus dem dringend benötig-
ten Schlaf gerissen. 

Mit Sicherheit haben andere
deutsche Kollegen andere Er-
fahrungen im Laufe ihrer Mis-

1975 gegründet – sind wir eines der erfolgreichsten Briefmarken-
Auktionshäuser mit einem Jahresumsatz von etwa 10 Mio €.

Die Kundschaft für unsere großen, Internationalen Versteigerun-
gen findet sich in Asien, Süd- und Nordamerika genauso wie in
Südafrika oder Australien. Selbstverständlich auch in ganz Europa
und Deutschland. Spezialisiert sind wir auf die Verwertung ganzer
Erbnachlässe.

Wenn Sie Interesse an unseren Auktio-
nen haben, fordern Sie bitte unseren
reich bebilderten Versteigerungs-Kata-
log an. Geben Sie bitte Ihre Sammel-
gebiete an!

Die Auktionen sind öffentlich, aber die meisten Sammler lassen uns Ihre Gebote per
Post oder Mail zukommen.

Sollten Sie Briefmarken verkaufen wollen nehmen wir diese gerne in unsere nächste Auk-
tion auf. Wir kaufen aber auch gegen sofortige Bezahlung. Nehmen Sie Kontakt mit uns auf.
Setzen Sie sich bitte mit Jürgen – oder Olaf Götz direkt in Verbindung.

Internationales Auktionshaus
GÖTZ

Jürgen Götz e. K.
Internationales Auktionshaus

Steinhof 12
D-77704 Oberkirch
Telefon: 0 78 02 / 9 34 40
Telefax: 0 78 02 / 59 03

www.goetz-auktion.de
info@goetzauktion.de

Sammeln Sie Briefmarken – oder wollen Sie welche verkaufen???

> Einige meiner Kollegen der Sondereinheit ROSU und ich während der
Bereitschaft am Grenzübergang GATE 5. Links neben mir: Teamleiter
Lieutenant Besim Rexhepi vom Kosovo-Police-Service (KPS).
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sion gesammelt. Versichern
kann ich, dass sämtliche von
mir geschilderten Ereignisse
sich genauso zugetragen haben.
Im Rahmen meiner Trainings 
für die Auslandsmission habe
ich mehrfach den Satz gehört:
 „Jeder erlebt seine eigene Mis-
sion ...“. Dem kann ich nur bei-
pflichten, denn jeder Mensch
empfindet Situationen aufgrund
seiner Persönlichkeit und seiner
Erfahrung unterschiedlich.

Einer der Gründe, weshalb mir
die Auslandsmission gefällt, ist,
dass ich hier meine Fähigkeiten
und Kenntnisse unter Beweis
stellen kann, während mir das
zu Hause weitgehend verwehrt
bleibt. Im Auslandseinsatz zählt
tatsächlich nur das, was man
wirklich kann und gewillt ist,
einzubringen. Nicht mehr, aber
eben auch nicht weniger!

Am meisten beeindruckt hat
mich das internationale Gefühl,
das Teamwork mit so vielen
 Polizisten aus allen Teilen der
Welt, die Kameradschaft und
die Herzlichkeit untereinander.

Nicht selten gab es auch Mei-
nungsverschiedenheiten und
Streitigkeiten, doch konnte na-
hezu jeder Konflikt gelöst wer-
den. Toleranz, Höflichkeit,
Freundlichkeit sowie gegen -
seitige Achtung und Respekt
gegenüber andersdenkenden
Menschen sind damit die abso-
luten Mindestvorausetzungen
für die Teilnahme an einer Aus-
landsmission. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt
wird die laufende UN-Mission
(UNMIK) in eine EU-Mission
(Rechtstaatsmission im Kosovo,
EULEX) „umgewandelt“. Das be-
deutet, eine Menge Arbeit und
Administration für die Kollegen
und Kolleginnen, die mit der
Übernahme beauftragt sind.
Von der UN-Mission unterschei-
det sich die anlaufende EU-Mis-
sion aus polizeilicher Sicht ins-
besondere dadurch, dass bedeu-
tend mehr Wert auf den Bereich
„Projektmanagement“ gelegt
wird. Mir wurde bereits mitge-
teilt, dass Polizisten, die an der
Basis arbeiten und über „Stra-
ßenerfahrung“ verfügen hier in

Zukunft weitaus weniger ge-
fragt sind. Nicht zuletzt aus die-
sem Grunde bin ich froh, dass
ich noch meinen bescheidenen
Anteil zum Aufbau einer Polizei
beitragen durfte. Ob ich  jemals
wieder eine solche Gelegenheit
bekommen werde, bleibt abzu-
warten.

Abschließend möchte ich mich
bei meinen Kollegen und Vorge-
setzten des Polizeikommissaria-
tes Munster bedanken, die den
Kontakt zu mir gehalten haben
und die trotz der desolaten Per-
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PS eisen

Nähere Informationen im DPolG Reisebüro unter der kostenlosen Hotline
0800 - 100 50 47 oder unter www.psg-reisen.de

K R O AT I E N
1-2-Fly Fun Club Croatia Resort in Duga Uvala

Urlaub für die ganze Familie

H 1-2-Fly FUN CLUB Croatia
Resort

D

SOLINO-Kinderclub

erzlich willkommen im weit-
läufigen

. Umgeben von zahlreichen
kleinen Buchten können Sie einen
unvergesslichen Urlaub erleben.
Das Hotel liegt direkt am Meer in der
Bucht von Vignola.

ie verschiedenen Zimmertypen
verfügen über Tel., Sat-TV, Klima-

anlage, Bad/WC und Balkon. Die
Familienzimmer haben zwei zusätz-
liche Schlafmöglichkeiten bzw. ein
weiteres Schlafzimmer.

Im gibt es viel
Platz für Groß und Klein. Kreativität ist
das Motto der Bastelwerkstatt und die
Muskeln können im Solino Sportclub
gestählt werden.

• Übernachtung in der gebuchten
Zimmerkategorie

• Frühstück/Abendessen als Buffet
• täglich Animationsprogramm
• Solino Kinderclub
• großes Sportangebot

1.000,-
•Reisekosten-
zuschuss

•Last-Minute-
Angebote

•kostenloser
Computer-
Preisvergleich

Preisbeispiel:

Gesamtpreis

2 Wochen/eigene Anreise
2 Erw. mit 2 Kindern (3 u.5 Jahre)
Familienzimmer/HP

06.09. - 20.09.08

Leistungen:

> Einsatz in der Nähe der serbischen Grenze. Aus Gründen der Eigensi-
cherung trage ich hier die schwere Schutzweste (sog. „Flak-Jacket“), 
die auch Geschossen aus Kalashnikov-Sturmgewehren standhält bzw.
standhalten soll. Dieses  Bild entstand wenige Tage nach der Unabhän-
gigkeit, kurz nach den Angriffen und der Zerstörung mehrerer Grenz-
stellen im Norden des Kosovos. Zum Glück blieb in unserem Bereich
 alles friedlich. Es kam zu KEINEM Zeitpunkt zu einem Schusswechsel
oder Schusswaffengebrauch!

sonallage ein Jahr ohne einen
ihrer Mitarbeiter und Kollegen
ausgekommen sind. Ich freue
mich darauf, in wenigen Wo-
chen wieder meinen „norma-
len“ Dienst aufnehmen zu
 können, denn trotz der inter -
nationalen Erfahrung meiner
ersten Auslandsmission bin ich
schließlich niedersächsischer
Polizeibeamter und fühle mich
als solcher! ... Nicht mehr, aber
eben auch nicht weniger!

„Charley-Echo 40 – 
Over & Out!!“ �
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Buchrezension
Stephan Schwentuchowski &
Martin Herrnkind (Hrsg.): 

Einsatz- und
Verfolgungs-
fahrten.
235 Seiten, Verlag für
 Polizeiwissenschaft, 
ISBN 978-3-86676-024-0,
19,80 €

Einsatzfahrten sind gefährlich!
Untersuchungen der Bundes-
anstalt für Straßenwesen zei-
gen, dass das Risiko, bei einer
Einsatzfahrt in einen Unfall
verwickelt zu werden, um ein
vielfaches höher liegt, als bei
Streifenfahrten. Studien aus
den USA gehen noch weiter.
Sie attestieren den Einsatz-
und Verfolgungsfahrten eine
schärfere Brisanz als dem
Schusswaffengebrauch!

Eine Verfol-
gungsfahrt
stellt hohe An-
forderungen an
den Fahrer. Er
muss das Fahr-
zeug und seine
Nerven unter
Kontrolle hal-

ten; die Verkehrssituation kor-
rekt einschätzen und darf
gleichzeitig die rechtlichen,
taktischen und technisch-orga-
nisatorischen Rahmenbedin-
gungen nicht außer Acht las-
sen. Dennoch gibt es keine ein-
heitliche Ausbildung, um Ein-
satzkräfte auf den Ernstfall
adäquat vorzubereiten. Es sind
kaum Standards formuliert. 

Aus diesem Grund organisierte
ein Projektteam der „Fachin-
spektion Fortbildung“ der „Poli-
zeidirektion für Aus- und Fort-
bildung und die Bereitschafts-
polizei“ in Schleswig-Holstein
eine Vortrags- und Worksho-
preihe. In deren Rahmen be-
leuchteten renommierte Exper-
ten die aktuellen wissenschaft-
lichen Erkenntnisse. �

www.haix.com

...denn Helden tragen HAIX®!

AIRPOWER®C7
74,90 €
inkl. MwSt. /zzgl. Versandkosten

AIRPOWER®C6
69,90 €
inkl. MwSt. /zzgl. Versandkosten

Jahrzehnte des Erfolgs...
...bedeuten für uns...

Zwei Brüder mit Power
Franz-Xaver und Ewald Haimerl

...Handwerk
Qualität

Zuverlässigkeit
Technik

und Service

Seit 1948

HAIX®-Schuhe Produktions- und Vertriebs GmbH
84048 Mainburg, Germany, Kostenfreie Bestellhotline Tel. 08 00/42 49 110
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Nachdem die Verfassung der
EU auf Grund der Referenden
in Frankreich und den Nieder-
landen 2005 gescheitert ist,
haben am 13. Dezember 2007
die Staats- und Regierungs-
chefs der 27 Mitgliedstaaten
der EU in Lissabon den sog.
„Vertrag von Lissabon“ unter-
zeichnet. Dieser Vertrag sieht
grundlegende Änderungen an
den bestehenden Verträgen
vor und verfolgt – vom Ziel her
vergleichbar mit den Verfas-
sungsentwürfen – eine Stär-
kung der Handlungsfähigkeit
der EU nach innen und außen,
eine verstärkte demokratische
Legitimation sowie die Verbes-
serung der Effizienz des Han-
delns der EU. Der Vertrag von
Lissabon soll – seine Ratifizie-
rung durch 27 Mitgliedstaaten
vorausgesetzt – zum 1. Januar
2009 in Kraft treten. 

Für die innere Sicherheit in Eu-
ropa ist der Lissabonner Vertrag
von Bedeutung, weil mit ihm
das ,,3-Säulen-Modell“ der EU
aufgegeben werden soll. Das
gegenwärtige ,,3-Säulen-Mo-
dell“ setzt sich zusammen aus 

� der 1. Säule, dies sind die
 Politiken der europäischen
Gemeinschaften (EG, EGKS,
Euratom), 

� der 2. Säule, dies ist die ge-
meinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) und 

� der 3. Säule, dies ist die
 polizeiliche und justizielle
Zusammenarbeit in Straf -
sachen, sog. „Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des
Rechts“.

Die Mehrzahl der politischen
Entscheidungen im Bereich der
1. Säule wird bisher in Form
von Rechtsakten (Verordnun-
gen, Richtlinien und Beschlüs-
se) im Zusammenspiel zwi-
schen Rat, Kommission und
Europäischem Parlament (Mit-
entscheidungsverfahren) ge-
troffen. Nach dem Lissabonner
Vertrag ist vorgesehen, das
Mitentscheidungsverfahren
zum „ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren“ auszubauen. 

Für die 3. Säule ist gegenwär-
tig der Ministerrat zuständig.
Er trifft seine Entscheidungen
auf diesem Feld regelmäßig in

Form von Rahmenbeschlüssen,
für die Einstimmigkeit im Rat
erforderlich ist. Der Lissabon-
ner Vertrag sieht nunmehr vor,
dass diese 3. Säule auch Ge -
genstand der „ordentlichen
Gesetzgebung“ wird. Das be-
deutet, dass Entscheidungen
im Bereich der polizeilichen
und justiziellen Zusammen -
arbeit künftig sowohl im Rat
mit Mehrheitsbeschluss als
auch unter Beteiligung von
Kommission und Europäi-
schem Parlament getroffen
werden können. 

Für die gewerkschaftliche
Interessenvertretung ergeben
sich daraus ganz neue Chan-
cen und Verpflichtungen. Ge-
werkschaftlicher Ansprech-
partner für etwaige Initiativen
wird damit künftig nicht mehr
nur die im Rat vertretene na-
tionale Regierung sein, son-
dern vielmehr auch die Kom-
mission mit ihrer Generaldi-
rektion für den Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des
Rechts als auch die Mitglieder
des hierfür zuständigen Aus-
schusses des Europäischen Par-

laments (Ausschuss für bürger-
liche Freiheuten, Justiz und In-
neres). 

Zuständiger Vizepräsident der
Europäischen Kommission ist
der designierte italienische
Außenminister Franco Frattini.
Unabhängig von der Person
des zuständigen Kommissions-
Vizepräsidenten besteht bei
der Kommission auch für den
Bereich Justiz, Freiheit und Si-
cherheit eine eigene General-
direktion; der gegenwärtige
Generaldirektor ist Jonathan
Faull, in dessen Team ungefähr
320 Kommissionsbeamtinnen
und -beamte tätig sind. 

> Der Vertrag von Lissabon wird
voraussichtlich am 1. Januar
2009 in Kraft treten.

Entwicklung in Europa
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Terrorismusbekämpfung in
 Europa

Grundlage der EU-weiten Bemühungen
um die Bekämpfung des Terrorismus ist
ein Rahmenbeschluss des Rates vom 13.
Juni 2002. Mit dem Beschluss wird in al-
len Mitgliedstaaten eine einheitliche De-
finition terroristischer Straftaten festge-
legt und sichergestellt, dass gegen natür-
liche und juristische Personen, die eine
entsprechende Straftat begangen haben
bzw. dafür zur Verantwortung gezogen
werden können, Strafen und Sanktionen
verhängt werden, welche die Schwere
dieser Straftaten widerspiegeln. Der Rah-
menbeschluss legt Vorschriften zur ge-
richtlichen Zuständigkeit fest, die eine
wirksame Verfolgung terroristischer Straf-
taten gewährleisten sollen, und sieht spe-
zifische Maßnahmen für Opfer terroristi-
scher Straftaten vor, mit denen der Ver-
wundbarkeit  dieser Personen Rechnung
getragen werden soll.

Einen ersten Zwischenbericht über die Im-
plementierung des Rahmenbeschlusses
legte die Kommission 2004 vor. Im aktuel-
len Bericht  von 2007 rügt sie Deutschland
u.a. wegen der unzureichenden Umset-
zung von Artikel 1 des Rahmenbeschlus-
ses, welcher eine einheitliche Terrorismus-
definition verlangt und damit die Grund-
lage für alle anderen Bestimmungen des
Rahmenbeschlusses bildet. Des Weiteren
moniert der Bericht die unzureichende
Umsetzung von Artikel 5 Abs. 3 des Rah-
menbeschlusses zur Angleichung der
Sanktionen für Straftaten im Zusammen-
hang mit einer terroristischen Vereini-
gung. Auch diese Bestimmung, deren Um-
setzung u. a. in Deutschland ausweislich
des Berichts unzureichend ist, stellt nach
Auffassung der Kommission ein zentrales
Element des Rahmenbeschlusses dar. 

Aktuell zu berücksichtigen ist die Ankün-
digung aus dem Justizministerium im
April 2008, wonach dem Kabinett noch
vor der Sommerpause der Entwurf einer
Ergänzung des Strafgesetzbuches (StGB)
um zwei neue Straftatbestände wegen
der Vorbereitung terroristischer Strafta-
ten vorgelegt werden soll. 

In ihrem Bericht hat die Kommission von
2007 nicht nur die Defizite in der bisheri-
gen Umsetzung aufgezeigt, sondern dar-
über hinaus neue Vorschläge zur „Verstär-
kung der Terrorismusbekämpfung“ ge-
macht:

> � Umgang mit Unterstützern des Terro-
rismus: Verbreitung terroristischer
 Propaganda, Ausbildung von Terroris-
ten, Terrorismusfinanzierung, Verbrei-
tung von Informationen über Bomben-
herstellung und Sprengstoffe sowie
 öffentliche Aufrufe zu terroristischen
Anschlägen sollen als Straftaten aner-
kannt und strafrechtlich verfolgt wer-
den. Alle Mitgliedstaaten sollen diese
Aktivitäten als Straftaten einstufen, die
mit strafrechtlichen Sanktionen ein-
schließlich Freiheitsentzug geahndet
werden. Der europäische Haftbefehl
und europäische Beweisanordnungen
sind hierzu in vollem Umfang zu nut-
zen. 

� Konkrete Schritte, um den Gebrauch
von Sprengstoffen einzudämmen:
 Vorgesehen ist eine breite Palette von
Maßnahmen, um Terroristen den Zu-
gang zu Sprengstoffen und Ausgangs-
materialien für Sprengstoffe zu er-
schweren und die verfügbaren Instru-
mente der Strafverfolgungsbehörden
zur Verhütung von Terroranschlägen
unter Verwendung kommerzieller oder
improvisierter Sprengstoffe zu erwei-
tern. Dazu gehören Frühwarnsysteme
für verloren gegangene oder gestohle-
ne Sprengstoffe und verdächtige Trans-
aktionen, ein Netz von Experten für
Bombenentschärfung und -deaktivie-
rung sowie die Überprüfung des in der
Sprengstoffindustrie tätigen Personals.
Entscheidend ist hier die Zusammenar-
beit zwischen öffentlichem und priva-
tem Sektor. 

� Errichtung eines europäischen Systems
für den Austausch von Fluggastdaten -
sätzen („PNR“): Die Mitgliedstaaten
müssen diese Aufzeichnungen sam-
meln, verarbeiten und gegebenenfalls
mit anderen austauschen. Das Thema
PNR wird vor allem mit Verhandlungen
außerhalb der EU, insbesondere mit
den Vereinigten Staaten, assoziiert. Die
EU ist mindestens ebenso ein poten-
zielles Ziel wie die Vereinigten Staaten. 

� Außerdem nimmt die Kommission ih-
ren Bericht über die Umsetzung des
geItenden Rahmenbeschlusses zur Ter-
rorismusbekämpfung an. Die Mitglied-
staaten müssen energischer vorgehen,
um die 2002 verabschiedete Regelung
in nationales Recht zu übernehmen und
so die Arbeit von Polizei, Staatsanwäl-
ten und Richtern unterstützen. �

Jetzt Coupon 1
vorlegen*

Einen Berechtigungsschein haben Versi-
cherungsnehmer der ehemaligen Deutsche
Beamten-Versicherung Öffentlichrechtliche
Lebens- und Renten-Versicherungsanstalt
erhalten deren Lebens- oder Rentenver-
sicherungsverhältnisse am 31. Dezember
1989 und am 26. April 1990 noch bestan-
den und bei denen keine Gesamtentschä-
digung vorgenommen wurde. Alle anderen
Kunden der ehemaligen DBV-Gruppe
haben keinen Berechtigungsschein erhalten.

*Nähere Informationen unter www.dbvoer.de
oder der Service-Nummer 01803 202608
(9 Cent je angefangene Minute a. d. dt.
Festnetz, ggf. abw. Mobilfunktarif).

• 600.000 Versicherte der ehemaligen
Deutsche Beamten-Lebensversiche-
rung erhielten 1993 einen so ge-
nannten Berechtigungsschein,
dessen Coupon 1 ab sofort eingelöst
werden kann.

• Insgesamt fließen jetzt ca. 344 Mio.
EUR an die Berechtigten.

• Der Berechtigungsschein nennt den
Anteil in Millionsteln des Gesamt-
betrages.

• Ein Millionstel hat einen Wert von
343,96 EUR.

und Geld
bekommen!

DBV
ÖR

DBV Öffentlichrechtliche
Anstalt für Beteiligungen
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Nach § 14 Abs. 4 TzBfG bedarf
die Befristung eines Arbeitsver-
trags zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform. Vereinbaren die
 Arbeitsvertragsparteien nur
mündlich die Befristung eines
Arbeitsvertrags, so ist die Be-
fristungsabrede unwirksam
und ein unbefristeter Arbeits-
vertrag geschlossen. Übersen-
det der Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer vor Vertragsbeginn
einen von ihm bereits unter-
zeichneten schriftlichen Ar-
beitsvertrag mit der Bitte um
Rücksendung eines unterzeich-
neten Exemplars, kann der
 Arbeitnehmer das Vertragsan-
gebot des Arbeitgebers grund-
sätzlich nur durch die Unter-
zeichnung der Urkunde an -
nehmen. Dies hat der Siebte
 Senat des Bundesarbeitsge-
richts entschieden.

Der Kläger war bei der Beklag-
ten als Industriemechaniker 
auf Grund eines vom 1. Januar
2005 bis zum 30. Juni 2005 be-
fristeten Arbeitsvertrags be-
schäftigt. Die Beklagte über-
sandte dem Kläger vor Beginn
des Arbeitsverhältnisses einen
von ihr bereits unterzeichneten
Arbeitsvertrag mit der Bitte um
Unterzeichnung und baldige
Rückgabe. Der Kläger nahm
 vereinbarungsgemäß am 4. Ja-
nuar 2005 seine Arbeit auf. Auf
Nachfrage eines Vertreters der
Beklagten übergab er nach sei-
nem Arbeitsantritt den von 
ihm unterzeichneten Arbeits-
vertrag. 

Die Klage war in allen Instan-
zen erfolglos. Das Schriftform-
erfordernis des § 14 Abs. 4
TzBfG ist durch die Unterzeich-
nung des Arbeitsvertrags ge-
wahrt. Dies gilt auch dann,
wenn der Kläger den Vertag
erst nach dem Arbeitsantritt
unterzeichnet haben sollte.
Durch die Arbeitsaufnahme ist

ein Arbeitsverhältnis nicht be-
gründet worden, da die Beklag-
te ihr Angebot auf Abschluss
 eines befristeten Arbeitsver-
trags von der Rückgabe des
unterzeichneten Arbeitsver-
trags  abhängig gemacht hatte. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom
16. April 2008 - 7 AZR 1048/06
Vorinstanz: Landesarbeitsgericht
Baden-Württemberg, Urteil vom 
6. November 2006 4 Sa 28/06 –

Tarifliche Kündigungs-
frist für Arbeitnehmer
mit längerer Betriebs -
zugehörigkeit

Nach § 622 Abs. 4 BGB kann
durch Tarifvertrag von den ge-
setzlichen Regelungen der Kün-
digungsfristen in § 622 Abs. 2
BGB abgewichen werden. Die
Tarifvertragsparteien sind nicht
verpflichtet, für Arbeitnehmer
mit längerer Beschäftigungs-
dauer verlängerte Kündigungs-
fristen vorzusehen. Es besteht
kein Differenzierungsgebot zu-
gunsten älterer Arbeitnehmer.

Der Kläger im heute entschie-
denen Fall war seit 1975 bei der
Beklagten tätig, die weniger als
20 Arbeitnehmer beschäftigte.
Im Jahre 2005 legte die Beklag-
te den Betrieb still und kündig-
te dem Kläger am 14. Novem-
ber 2005 zum 31. Dezember
2005. Der einschlägige Mantel-
tarifvertrag für die gewerb-
lichen Arbeitnehmer und Ange-
stellten des Kraftfahrzeugge-
werbes in Bayern vom 5. April
2004 sieht für alle Kündigun-
gen gegenüber Arbeitnehmern
in Betrieben mit weniger als 20
Beschäftigten eine einheitliche
Kündigungsfrist von sechs Wo-
chen zum Monatsende vor. Der
Kläger, der die Beendigung als
solche zuletzt nicht mehr in Ab-
rede gestellt hat, machte gel-
tend, die tarifliche Regelung sei
unwirksam und das Arbeitsver-

>

hältnis ende erst mit Ablauf 
der gesetzlichen Kündigungs-
frist von sieben Monaten zum
Monatsende, also am 30. Juni
2006.

Die Klage blieb wie schon in
den Vorinstanzen auch vor dem
Bundesarbeitsgericht erfolglos.
Das Gesetz sieht zwar in § 622
Abs. 2 BGB nach Dauer der Be-
triebszugehörigkeit gestaffelte
Kündigungsfristen für Kündi-
gungen durch den Arbeitgeber
vor. So beträgt die gesetzliche
Kündigungsfrist nach 20-jähri-
ger Zugehörigkeit zum Betrieb
sieben Monate zum Monats -
ende. Die gesetzlichen Kündi-
gungsfristen stehen aber nach
der ausdrücklichen Anordnung
in § 622 Abs. 4 BGB zur Disposi-
tion der Tarifvertragsparteien.
Von ihrer Befugnis zur Bestim-
mung abweichender Fristenre-
gelungen haben die Tarifver-
tragsparteien hier einen nicht
zu beanstandenden Gebrauch
gemacht, indem sie für Klein -
betriebe unabhängig von der
Dauer der Betriebszugehörig-
keit einheitliche Kündigungs-
fristen vorgesehen haben.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom
23. April 2008 - 2 AZR 21/07 - Vorin-
stanz: Landesarbeitsgericht Nürn-
berg, Urteil vom 5. Dezember 2006
- 6 Sa 450/06 –

Geschlechtsspezifische
Benachteiligung wegen
Schwangerschaft bei
 einer  Stellenbesetzung

Bewirbt sich eine schwangere
Arbeitnehmerin um eine Stelle
und besetzt der Arbeitgeber,
dem die Schwangerschaft be-
kannt ist, diese Stelle mit ei-
nem männlichen Mitbewerber,
so hat die Arbeitnehmerin eine
geschlechtsspezifische Benach-
teiligung dann glaubhaft ge-
macht, wenn sie außer der
Schwangerschaft weitere Tat -

>

sachen vorträgt, welche eine
Benachteiligung wegen ihres
Geschlechts vermuten lassen.
An diesen weiteren Tatsachen-
vortrag sind keine strengen An-
forderungen zu stellen. Die Klä-
gerin ist bei der Beklagten im
Bereich „International Marke-
ting“, dem der „Vizepräsident“
E. vorstand, als eine von drei
Abteilungsleitern beschäftigt.
Im September 2005 wurde die
Stelle des E. frei. Die Beklagte
besetzte diese mit einem männ-
lichen Kollegen und nicht mit
der schwangeren Klägerin. Die-
se begehrt die Zahlung einer
Entschädigung wegen Benach-
teiligung auf Grund ihres Ge-
schlechts. Sie habe die Stelle
wegen ihrer Schwangerschaft
nicht erhalten. Bei der Bekannt-
gabe dieser Entscheidung sei
sie auf ihre Schwangerschaft
angesprochen worden. Die Be-
klagte behauptet, für die ge-
troffene Auswahl sprächen
sachliche Gründe. Das Arbeits-
gericht hat der Klage stattgege-
ben. Das Landesarbeitsgericht
hat sie abgewiesen. Der Achte
Senat des Bundesarbeitsge-
richts hat die Entscheidung des
Landesarbeitsgerichts aufgeho-
ben und die Sache an dieses
 zurückverwiesen. Er hat ange-
nommen, die Klägerin habe Tat-
sachen vorgetragen, die ihre ge-
schlechtsspezifische Benachtei-
ligung nach § 611a Abs. 1 BGB
(gültig bis 17. August 2006) ver-
muten lassen können. So habe
die Beklagte die Schwanger-
schaft der Klägerin gekannt. Die
weiteren Behauptungen der Klä-
gerin, sie sei Vertreterin des E.
gewesen und dieser habe ihr
auch seine Nachfolge in Aussicht
gestellt, muss das Landesarbeits-
gericht ebenso berücksichtigen
wie die Behauptung der Kläge-
rin, sie sei bei der Mitteilung
 ihrer Nichtberücksichtigung da-
mit getröstet worden, dass sie
sich auf ihr Kind freuen solle.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom
24. April 2008 - 8 AZR 257/07 –
Vorinstanz: Landesarbeitsgericht
Berlin, Urteil vom 19. Oktober 2006
- 2 Sa 1776/06 und 10 Sa 1050/06 -

Das BAG urteilt:
Befristung eines Arbeitsvertrags –
 Schriftformerfordernis
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Debeka-Hauptverwaltung

Ferdinand-Sauerbruch-Straße 18

56058 Koblenz

Telefon (0261) 498-0

www.debeka.de

Krankenversicherungsverein a.G.

erfahren. sicher. günstig.

Wir machen weiter so !

Die Debeka hat die
zufriedensten Kunden.
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TESTSIE
GER

Branche:
Private K

rankenve
rsicherun

gen

Details u
nter www

.debeka.d
e/kunden

monitor

> Urlaubsangebote

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum 
Abdruck. 

Bitte beachten Sie:

1. Keine gewerblichen Inserate. Wir behalten uns Kürzungen vor.

2. Ihre Zusendung muss mit Schreibmaschine/PC geschrieben
sein und Ihren Namen mit Anschrift enthalten. Kein Fax! 

Bitte benutzen Sie das Internet/E-Mail!

3. Umfang: max. 190 Buchstaben (30 Buchstaben Überschrift,

160 Buchstaben Text)

4. Anzeige kostet 20,– €; Rechnung abwarten! 

E-Mail: dpolg@dbb.de

REDAKTION POLIZEISPIEGEL, Friedrichstraße 169/170, 

10117 Berlin

Urlaubsangebote

Kroatien/Dalmatien Insel Murter

FeWo 3–6 Pers. für 25–50 € u. 

gr. Wohnwagen, direkt am Meer,

4–6 Pers. kompl. einger., inkl.

Fahrr. 35–40 € zu verm. Boots -

liegepl., Tauchschule mögl., 

Tel.: 0 92 46/98 91 88 o. 

01 60/4 21 00 96, 

reinhard.svjetlo@t-online.de

Trauminsel Mauritius 

Kleine komfortable App. und

Bungalowanlage direkt am 

Meer, ab 32 €/Pers./Tg., 

Tel.: 0 21 58/40 08 05 

Fax: 0 21 58/40 46 71 (Langner),

www.mauritius-traumvilla.de

OBB: Voralpenland, Kochelsee

Loisachtal/Starnbergersee,

 herrliche FeWo 2–4 (5) Pers.,

 Panorama-Bergblick, verkehrs-

günstige Lage BAB MÜ-GAP,

 Balkon, Vollausstattung, SAT-TV, 

Tel.: 0 88 56/66 35

Ostseeinsel Usedom

2 kompl. FeWo im reedgedeck-

ten FH am Stettiner Haff, ganz-

jährig. Kollege Altendorf: 

Tel.: 0 61 32/4 08 08, 

Fax: 0 61 32/43 25 18, 

www.ferienwohnung-usedom.com

Familie-Altendorf@t-online.de

Nordseeküste bei Büsum

FeWo 45 m2 f. 4 Pers., Wohnz., TV,

Schlafz., EBK mit Microw., Du/WC,

Terr., HS 48,–/NS 33,– €/Tag, 

Tel.: 0 40/5 27 07 41, 

E-Mail: hp.goed@freenet.de 

(Koll. Goedecke)

Kroatien/Istrien/Rabac

Schöne FeWo`en, verschiedene

Größen, für 2–8 Personen, im

traumhaften Ort Rabac. Ruhige

Lage, 800 m zum Strand, Balkon,

bzw. Terasse, ab 28 € für 2 Perso-

nen/Tag., inkl. sämtl. Nebenkos-

ten! Koll. Peter Kleffel, Tel.:

0 92 72/8 54 oder 01 78/1 37 75 11

E-Mail: PeterKleffel@web.de

Nordfriesland/Humptrup

Nähe Sylt, Föhr, DK, See- u. Heil-

klima, FeWo 80 m2: WZ/2 SZ/

Kü/DU/2 WC, Bettw., Handt., 

SAT-TV, gerne m. Kindern, 

HS: 46 €, 2 Golfpl. 15 km, Tel./Fax:

0 46 63/72 95, Familie Block,

www.humptrup.blockweb.de

>
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Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen aller Kolleginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland.
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Baden-Württemberg <->
 Niedersachsen  
PHM aus Baden-Württemberg
sucht Tauschpartner aus Nieder-
sachsen aus dem mittleren
Dienst. Versetzungstermin 
nach Absprache. 
Tel.: 0 15 20/1 88 96 62 oder
FC.Juergens@arcor.de

Baden-Württemberg <-> 
Saarland, Rheinland-Pfalz  
POM (Kontroll-Streifendienst)
der BPOLI Offenburg sucht aus
familiären Gründen einen
Tauschpartner aus dem Bereich
Saarbrücken/Kaiserslautern
(auch Landespolizei) 
Kontakt: 01 51/14 47 98 14

Baden-Württemberg <->
 Sachsen-Anhalt, Sachsen,
 Brandenburg, Berlin  
PM (Bepo Bruchsal) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus 
den vier genannten Bundeslän-
dern. Ringtausch auch möglich. 
Kontakt: 01 77/8 88 50 89. 
E-Mail: raimundwallborn@
hotmail.de

Baden-Württemberg <->
 Schleswig-Holstein  
PK aus Baden-Württemberg
sucht aus familiären Gründen
dringend einen Tauschpartner
aus Schleswig-Holstein, Kontakt,
E-Mail: MPorkert@arcor.de, 
Tel.: 01 60/4 41 53 24

Bayern  
POM der Bundespolizeiinspek-
tion München-Flughafen I sucht
Tauschpartner aus Bayern.
Tel.: 01 79/9 45 97 82, E-Mail: 
oliver.scharrer@polizei.bund.de

Berlin <-> Mecklenburg-
 Vorpommern  
POM, A 8, aus Berlin sucht
 dringend Tauschpartner aus
Mecklenburg-Vorpommern,
Ringtausch möglich. Kontakt:
01 75/2 91 53 46

Berlin <-> Nordrhein-Westfalen  
POM (vom Abschnitt/Wache) aus
Berlin sucht dringend zwecks
 Familienzusammenführung
Tauschpartner (PM oder POM)

aus NRW. Auch Ringtausch. 
Tel.: 01 79/7 96 26 32, E-Mail: 
robertworldwide@aol.com

Hamburg <-> Mecklenburg-
 Vorpommern  
PKin aus Hamburg sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Mecklenburg-Vorpommern
(POM, PHM, PK können als
Tauschpartner in Frage kommen)
Tel.: 01 73/4 62 91 82

Hessen <-> Nordrhein-Westfalen  
PK aus Hessen von IV. HBPA in
Kassel möchte nach NRW wech-
seln und bietet auch Ringtausch
mit Niedersachsen oder Baden-
Württemberg. 01 78/2 97 65 20,
giorgiovenut@web.de

Fränkische Schweiz/Bayern
* * * *-Komfort-Ferienhaus/-whg.
f. 2–6 Pers. in ruhiger Waldrand-
lage, Balk./Liegew. i. Südl., TV,
Stereoanl., Tel., Waschmasch.,
Trockner, Geschirrsp., Kinderzu-
beh., Outdooraktivitäten (Klet-
tern, Kanufahren, Radfahren). 
Ab € 34,– f. 2 Pers. (ab 7 ÜN). 
10 % Nachlass f. Polizeibeamte.
Tel.: 0 92 42/9 23 83. 
E-Mail: christofe@t-online.de,
www.haus-christof.de

Nordbayern/
Kurort Bad Staffelstein
Komf. neue FeWo, 2–4 Pers., 
80 m2, kpl. Küche, Du/WC, WoZi
m. SAT-TV, Schl.-Zi., Stellpl., Ther-
malbadnähe, Bettwäsche, HS 35 €,
NS 30 €, Tel.: 0 95 73/3 49 68, 
E-Mail: bruno.hantke@t-online.de

Schwarzwald/Nähe Europa-Park
FeWo ruhig, 2–5 Pers., 65 m2, 
2 Schlafz., Bad/WC, Küche
kompl., Wohnz. und Freisitz +
Stellplatz. Ab 2 Pers. € 40,– ,
Tel.: 0 78 25/76 29, E-Mail: 
roederer.fewo@t-online.de,
www.fewo-röderer.de

Spanien/Costa Blanca/La Zenia
Komfortable Ferienwohnung, 
2 Schlafzimmer, Küche, Wasch-
und Spülmaschine, 10 Min. Fuß-
weg zum Strand, große Dachter-

rasse, SAT-TV, Meerblick, Gemein-
schafts-Pool, ab 180,– €/Woche
incl. Bettwäsche und Strom, 
Tel.: 0 33 79/37 31 47 (Wick)

Seenplatte Mecklenburg-
 Vorpommern
Ferienhaus bei Plau am See an
 urlaubsreife Kollegen zu ver -
mieten. Nähere Infos unter
www.altenlinden.de.vu oder
 Holger Kroll, Tel.: 0 40/83 56 51

Bordelum, Nordfriesland.
Ferienhaus, 3 Zimmer, Steinhaus
in der Nähe der Halligen u. Inseln
(Hamburger Hallig, Hallig Hooge,
Föhr, Amrum, Sylt). Husum in
 unmittelbarer Nähe. Fahrräder, 
WS und SAT-TV vorhanden. 
HS 45 €, NS 35 €. Bolls/Marten
0 40/5 70 50 10, 01 75/8 96 69 58

Rügen/Ostseebad Sellin 
2 komf. Ferienwohnungen, 
45 m2, Balkon, 2–4 Pers., 300 m
zur Seebrücke/Strand u. 25 m², 
2 Pers. direkt. Seeblick, Nähe
Yachthafen/Seedorf,
www.ferienwohnung-gajer.de 
o. 0 58 29/7 59

Nordseeinsel Föhr, Wyk-Südstrand
Last-Minute-Termine, 2–3 Pers.
FeWo, komplett eingerichtet, 
250 m vom Strand, 15.6.–26.6.08
für 430 €, vom 11. 7.–18. 7. 08 für

290 € und vom 17. 8.– 31. 8. 08
für 630 € incl. Wäschepaket u. End-
reinigung, Tel.: 0 22 42/8 73 44 17;
www.ferienwohnung-wyk
suedstrand.de

Bad Tölz/Steinbach
FeWo f. 2 Pers. mit Balkon. Wohn-
Schlafraum mit TV. Radwege in
unmittelbarer Nähe. € 30/Tag.
Tel.: 0 80 42/50 91 83, 
Handy: 01 76/24 45 89 09

Berlin-Urlaub/Am Tierpark
FeWo 2–4 Pers. komf. Ausst. mit
Balkon, 40 m2, pro Tag f. 2 Pers. 
37 €/3 € TG-Stpl., Endreinigung,
Bettwäsche einmalig 25 €. 
Tel.: 0 30/42 01 41 58, 
Fax: 0 30/42 01 41 57
E-Mail: buchen@fewo-geppert.de,
www.fewo-geppert.de

Toskana/Maremma
Kollege vermietet 2 schöne Fe-
rienwohnungen für je 2–4 Perso-
nen im Aug. & Sept. 08 in traum-
hafter Landschaft in der Südtos-
kana. Tel.: 0 71 61/4 26 31,
 Hartmut.Hezler@web.de

FeWo Nordseeküste/Dornum
85 m², bis 5 Pers. + Kleinkind,
Wohnz., Küche, 2 Schlafz., Bad,
Sitzecke, ruhige Lage, ab 27,– €.
Tel.: 0 49 33/23 27,
www.dornum-nordsee.de

Ferienwohnung Ringsheim,

 Europa-Park

FeWo, 2–4 Personen, für aktiven

Erholungsurlaub am Rande des

Schwarzwald, ideale Vorausset-

zungen für Ausflüge in Europa-

Park in Rust, nach Freiburg und

ins benachbarte Elsass. Wander-

und Walkingmöglichkeiten. 

Info: www.ferienwohnung-

 biehler.de.vu

Bad Füssing – Kururlaub

FeWo für 2 Pers.  Balkon, zen-

trumsnah, 36 m2,  30,– Euro/Tag,

Tel.: 0 85 31/3 25 47

Ostsee-Elmenhorst/

Warnemünde

Koll. verm. FeWo, 52 m2, für 2 Pers.,

Doppelbett, WC/DU, SAT-TV,

Küche, Süd-Terasse, Stellplatz,

60,– €/Tag, inkl. Bettwäsche,

Handtücher, Endreinigung, 

Tel.: 03 81/71 02 90

Mobil: 01 62/9 32 13 55 

E-Mail: friedolin1960@web.de

Timmendorfer Strand – Ostsee 

Schöne 62 m2 FeWo direkt an der

Strandallee! WZ/SZ/KÜ/BAD/

PARKDECK. Details unter 

www.villa-demory-timmen-

dorf.de, Polizeikollegen 10 %

 Rabatt. Tel.: 0 47 91/30 71 54



DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

19

Fa
ch

te
il

> Polizeispiegel | Juni 2008

Noch vor wenigen Jahren

 waren Rechts- und Linksextre -

misten leicht voneinander zu

unterscheiden. Rechtsextreme

waren meist Skinheads, trugen

Bomberjacken und Springer-

stiefel. Linksextreme dagegen

trugen oft lange oder bunt

 gefärbte Haare und kleideten

sich komplett in schwarz. 

Die Zeiten haben sich geän-

dert. Wenn heute Bereit-

schaftspolizisten Links- und

Rechtsextreme bei Demons -

trationen voneinander trennen

müssen, lassen sich die Grup-

pen in vielen Fällen optisch

kaum noch voneinander un -

terscheiden. Waren schwarze

 Blöcke bis vor wenigen Jahren

noch Monopol der Linksextre-

misten, kopieren heute Rechts-

extreme diese Strategie.

Schwarze Blöcke von mehreren

hundert Rechtsextremen sind

heute keine Seltenheit mehr.

Inzwischen ist viel von dieser

Strömung, die sich selbst

„Autonome Nationalisten“

nennt, die Rede. Woher aber

kommt sie und wie unterschei-

den sich die Aktivisten von lin-

ken Autonomen und von klas-

sischen Rechtsextremisten?

I. Ursprung

Die Selbstbezeichnung „Auto-

nome Nationalisten“ (AN) oder

auch „rechte Autonome“ ver-

wendeten bereits zu Beginn

der 90er Jahre rechtsextreme

Gruppen, die einzelne erfolg-

Mobilität die Freude macht
Große Auswahl - Hausvorführung -

Weileder TECH GmbH
- Zentrale - Simpert-Kramer-Str. 26 - 87629 Füssen

bundesweiter Vorort-Service
Info-Zentrale Tel: 08362-919326 Fax: -919329

support@weileder-tech-gmbh.de
w ww . w e i l e d e r - t e c h - g m b h . d e

in 1 Minute

NE
U

Auch

Großha
ndel

NEU

Doppelsitzer

☼He izung��
☼Rad io��

☼Tacho��
☼TÜV��

Elektro-Scooter
einfach zu bedienen, führerscheinfrei

auf dem Bürgersteig

in Fußgängerzonen

in Parkanlagen

Auf Straßen
bis zu 15 km/h

auf Radwegen

ins Kaufhaus.

Ich fahre...
(ohne FS)

“Badewannenlift

3-Rad
und
4-Rad

6 bis 15 km/h

in Schrittgeschwindigkeit

“

Ratenzahlungab 150 €möglich

zerlegt

wir nehmen Ihren
Gebrauchten in Zahlung

Kassenmodelle

Autonome Nationalisten
Der schwarze Block auf rechtsextremen Demonstrationen

Von Karsten Dustin Hoffmann, Hamburg

> AN-Gruppen im Bundesgebiet

> Vita

Karsten Dustin Hoffmann (31) 

� Seit 1997 Angehöriger der Ham-

burger Polizei

� Neben der Tätigkeit als Gruppen-

führer in der Bereitschafts polizei

Studium der Politikwissenschaft

und des Öffentlichen Rechts

� Seit 2007 Doktorand an der Tech-

nischen Universität Chemnitz mit

dem Arbeitsschwerpunkt Extre-

mismusforschung

� Veröffentlichung zum Linksextremismus im Polizeispiegel

 Ausgabe 1/2008 „Renaissance der Autonomen?“

� Mitglied der DPolG
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reiche Strategien und Aktions-

formen der linksextremen

Autonomen kopierten bzw.

sie für ihre Anliegen nutzbar

machen wollten. So besetzte

zum Beispiel im Jahr 1990 ei-

ne Gruppe von Rechtsextre-

men, unter ihnen der Ham-

burger Christian Worch und

der 1991 verstorbene Michael

Kühnen, ein Wohnhaus in

 Berlin.1 Eine direkte Kontinu-

ität von den rechtsextremen

Hausbesetzern zu den heuti-

gen „black block“-Nationalis-

ten ist aufgrund der zeitlichen

Spanne zwar zu verneinen, je-

doch lässt sich hier durchaus

von einer zweiten Generation

sprechen.2

Die Vielzahl der Verbote

rechtsextremistischer Vereine

in der ersten Hälfte der 90er

Jahre löste zwei unterschied -

liche Reaktionen aus. Zum ei-

nen unterstützen viele Akti-

visten nun die NPD, was we-

sentlich zu deren Wiederer-

starken beigetragen hat. Zum

anderen meiden viele Aktivis-

ten feste Organisationsstruk-

turen und agieren in Form so

genannter „Freier Kamerad-

schaften“ oder „Freier Natio-

nalisten“, denn gegen diese

Gruppen ohne Satzungen,

Vereinsvermögen und feste

Hierarchien kann der Staat

nur schwer vorgehen. „Freie

Nationalisten“ treten vor-

nehmlich im Rahmen von De-

monstrationen auf. Nennens-

werte politische Erfolge erziel-

ten sie nicht. Es überrascht

 also kaum, wenn Rechts-

extreme nach neuen Strate-

gien Ausschau halten. Eine

neue Generation von Rechts-

extremen hat dabei offen-

sichtlich keine Scheu, Konzep-

te des politischen Gegners zu

übernehmen. Junge Rechts -

extreme sind häufig nicht ge-

willt, sich durch ein Skinhead-

schwarze Oberbekleidung er-

schwert die Strafverfolgung

und die Bloßstellung durch

Antifa-Aktivisten und erhöht

zudem die Attraktivität der

Strömung für Jugendliche. 

Erstmals in den Jahren 2002/

2003 erschienen rechtsextre-

me „Trendsetter“ in typisch

linksautonomer Kleidung auf

Demonstrationen und warben

dort für ihre Strategie. Anders

als bei der Entstehung links-

extremer schwarzer Blöcke

wirkten einzelne Aktivisten

gezielt auf die Bildung schwar-

zer Blöcke hin. Die Mobilisie-

rung verlief zunächst schlep-

pend. Ab 2004 gab es erste

ernstzunehmende Versuche

der Bildung schwarzer Blöcke,

die jedoch meist an geringer

Beteiligung scheiterten. Noch

Personen aus dem AN-Spek-

trum, von denen über die

Hälfte einen schwarzen Block

bildeten.4

Der Schwerpunkt der Strö-

mung liegt im Bereich Nord -

rhein-Westfalen und hier

wiederum in Städten mit

20.000 bis 100.000 Einwoh-

nern, wie Marl, Pulheim oder

Schmallenberg.5 In Bremen,

Hamburg, Mecklenburg-Vor-

pommern, Niedersachsen und

Schleswig-Holstein treten AN

bis jetzt nur vereinzelt auf. Die

Konzentration auf Nordrhein-

Westfalen lässt sich damit er-

klären, dass sich in Dortmund

eine der ersten AN-Gruppen

bildete, die starken Einfluss

auf die Freien Kameradschaf-

ten in der Umgebung aus -

übte.6

II. Vergleich mit  
Links autonomen

Ziel der AN ist es keineswegs,

vom linken Gegner nicht mehr

unterscheidbar zu sein – an-

sonsten wäre auch das Erken-

nen innerhalb der eigenen

Gruppe nur schwer möglich.

Bei genauerem Hinsehen sind

auch häufig Hinweise der Zu-

gehörigkeit zur rechtsextre-

men Szene zu erkennen. Die

von AN getragenen „Che

 Guevara“-Embleme weisen

beispielsweise Texte wie

 „patria o muerte“ (Vaterland

oder Tod) auf. Als Erkennungs-

zeichen gilt zudem das farb-

verkehrte Flaggenmotiv der

Antifa mit dem Text „Natio -

nale Sozialisten – Bundes -

weite Aktion“. Der szenenahe

„Asgard“-Versand vertreibt

sogar Kapuzenpullover mit

dem Aufdruck „Autonome

 Nationalisten“.7

> Farbverkehrte Flaggenmotiv der Antifa als Erkennungs -

zeichen als AN.

Outfit mit einschlägigen Täto-

wierungen selbst gesellschaft-

lich an den Rand zu stellen.

Die Strategie „Autonomer

 Nationalismus“ eröffnet ih-

nen hingegen die Möglichkeit

eines „Hobby-Aktivismus“: 

Sie können unbehelligt ihrer

Arbeit oder Ausbildung nach-

gehen und dennoch aktiv am

Szeneleben teilnehmen. Ihre

im Mai 2007 schätzte das

Bundesamt für Verfassungs-

schutz die Zahl der AN auf le-

diglich 150 bis 200 Personen

im gesamten Bun desgebiet.3

Die aktuellen Entwicklungen

lassen inzwischen eine deut-

lich höhere Zahl vermuten.

Bereits im September 2007 er-

schienen auf einer  Demons -

tration in Dortmund über 400

1 http://www.politische-bildung-bran-
denburg.de/extrem/glossar/auto.htm
(Abruf 14.10.07; 17.30 Uhr).

2 Worch sogar hat ein theoretisches
Konzept eines autonomen Nationalis-
mus’ erarbeitet: Worch, Christian: Ge-
danken über freien und autonomen
Nationalismus. Internetveröffentli-
chung 2005, http://stoerti.atspace.
com/260105.html (Abruf 18.4.08;
18.00 Uhr).

3 Bundesamt für Verfassungsschutz:
Autonome Nationalisten – Eine
 militante Randerscheinung, S. 2,
http://www.verfassungsschutz.de/
download/SAVE/thema_0704_auto
nome_nationalisten.pdf 
(Abruf 18.4.08; 18 Uhr).

4 Bilder dazu auf Altermedia:
http://de.altermedia.info/general/
video-zum-3-nationalen-antikriegs
tag-in-dortmund-030907_11024.html
(Abruf 18.4.08; 18 Uhr).

5 Die Angaben basieren auf einer eige-
nen Internet- und Presseauswertung.
Erfasst wurden alle Gruppen, die über
einen eigenen Internetauftritt verfü-
gen oder über die Berichte unabhän-
giger Medien vorlagen.

6 Wittenbrink, Uwe: Die nächste brau-
ne Generation tritt an, 9.1.2006,
http://www.redok.de/content/view/
46/40/ (Abruf 18.4.08; 18.30 Uhr).

7 http://asgardversand.net/netzladen/
product_info.php?info=p1045_Zip-
Jacke–Autonome-Nationalisten.html
(Abruf 14.4.08; 18.30 Uhr).
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AN lehnen sich in Bezug auf

Verhaltensweisen, Taktik und

Kleidung an das linksautono-

me Vorbild an. Das ist des-

wegen bedenklich, weil als ein

wesentliches Moment des

autonomen Selbstverständnis-

ses die Militanz anzusehen ist,

also die grundsätzliche Bereit-

schaft zur Anwendung von Ge-

walt. Allerdings besteht ein

Unterschied zwischen rechts-

und linksextremen Demons -

trationen, da Linksextreme auf

einen wesentlich größeren

Sympathisantenkreis zählen

können. Rechtsextreme

schwarze Blöcke sind polizei-

lich leichter unter Kontrolle zu

halten, da sie ohne den Schutz

größerer Menschenmassen

auftreten. Dabei ist jedoch zu

bedenken, dass Rechtsextreme

durchaus in der Lage sind, bei

entsprechenden Anlässen

mehrere tausend Personen zu

mobilisieren. 

Wie bei den linksgerichteten

Autonomen gibt es auch bei

den AN keine formellen Füh-

rungspersonen. Das macht die

schwarzen Blöcke schwerer

kontrollierbar, denn die Akti-

visten stellen selbst die Auto-

rität des Versammlungsleiters

und seiner Ordner grundsätz-

lich in Frage. AN sprechen sich

jedoch nicht für die Errichtung

eines antiautoritären politi-

schen Systems aus – ihr Anti-

autoritarismus richtet sich

ausschließlich gegen „das Sys-

tem“8, also gegen die politi-

sche Ordnung der Bundesrepu-

blik Deutschland. Wie linksge-

richtete Autonome stehen AN

aber auch Pressevertretern ab-

lehnend bis feindlich gegen -

über, sodass bei Demonstratio-

nen auch Einzelaktionen ge-

gen diese nicht auszuschließen

sind. Eine weitere Kopie einer

linken Strategie sind die (ge-

planten) Spontandemonstra-

tionen, die AN bereits erfolg-

reich mit bis zu 100 Personen

praktizierten. Im rheinländi-

schen Pulheim zog beispiels-

weise am Vormittag des 29.

Dezember 2007 ein aus etwa

90 Rechtsextremisten beste-

hender schwarzer Block ohne

polizeiliche Begleitung durch

die Innenstadt.

Weiterhin zeigen rechte Auto-

nome wie ihr linkes Vorbild

verstärkt Aktivitäten im Be-

reich von Graffiti beziehungs-

weise „tagging“ sowie Flug-

blattverteilungen und „Anti-

Antifa“-Aktionen, wie die Do-

kumentation oder die Störung

von Veranstaltungen des poli-

tischen Gegners. Darüber hin-

aus besteht die Gefahr, dass

AN-Gruppen auch „klandesti-

ne Aktionen“ (heimlich durch-

geführte Sachbeschädigungen

und Brandanschläge bei politi-

schen Gegnern) in ihr Reper -

toire aufnehmen könnten.

Ideologisch betrachtet beste-

hen weiterhin unüberbrückba-

re Differenzen zwischen rech-

ten und linken Autonomen.

Vereinzelte auf die Bildung

 einer Querfront gerichtete

 Bestrebungen wie von den

„Autonomen Nationalisten

Nord/West“ aus dem Raum

Niedersachsen stoßen auch in

der AN-Szene auf deutliche

Kritik, so beispielsweise eine

Solidaritätserklärung einiger

Aktivisten an das linksautono-

me Zentrum Rote Flora in

Hamburg nach dessen Durch-

suchung durch die Bundes -

anwaltschaft im Mai 2007.

 Anbiederungsversuche von

Rechtsextremen an linksextre-

me Kreise hat es in Deutsch-

land seit der Weimarer Repu-

blik immer wieder gegeben.

Sie waren nie erfolgreich. Auch

heute ist die Gefahr einer Ver-

brüderung von Rechts- und

Linksextremisten gegen Staat

und Polizei als zu vernachlässi-

gende Größe anzusehen. Auch

wenn AN zentrale Verhaltens-

weisen der Linksautonomen

kopieren, so basiert ihr Enga-

gement auf völlig diametralen

politischen Positionen. Auf

linksextremer Seite gibt es

 keine Gruppen, die offen für

Kooperationen sind. Aufgrund

der optischen Angleichung der

verfeindeten Strömungen be-

steht jedoch die Gefahr, dass

beispielsweise Linksextreme

bei polizeilichen Maßnahmen

gegen rechte Störer diese irr-

tümlich als Angehörige der ei-

genen Szene ansehen und sich

mit ihnen solidarisieren.

III.  Vergleich mit
 klassischen Rechts -
extremisten

Einige Presseberichte erwe-

cken den Eindruck, es handele

sich bei den AN um eine Strö-

mung, die sich ausschließlich

durch das Tragen vermeintlich

linker Kleidung und das Ver-

wenden von Anglizismen von

klassischen rechtsextremen

Strömungen unterscheide –

handelt es sich also um „alten

Wein in neuen Schläuchen“?

Einiges spricht dafür, so lässt

sich in AN-Texten keine Eman-

zipation von fremdenfeind-

lichen, antijüdischen und anti-

israelischen Stereotypen fest-

stellen. Eine Gruppe aus Kassel

forderte zum Beispiel auf ihrer

Internetseite „Nieder mit ZOG!“

(„Zionist Occupied Govern-

ment“) und illustrierte dies mit

einer antijüdischen Karikatur.9

Allerdings übernehmen einzel-

ne Akteure auch traditionell

linksalternative Themen und

passen diese einem nationa -

listischen Weltbild an. Die

„Förderung von  vegan/vegeta -

risch lebenden Deutschen“10,

Gleichberechtigung der Frauen

und Tierschutz können als Bei-

spiele  dafür gelten. Es er-

scheint deswegen verfrüht, die

AN endgültig ideologisch ein-

zuordnen. Sie sind derzeit in

einer Selbstfindungsphase. Es

gibt viele unterschiedliche in-

haltliche Ansätze und es lässt

sich nicht prognostizieren,

welche sich davon durchsetzen

werden. Da AN einen deutlich

jüngeren Altersdurchschnitt

als traditionelle Rechtsextre-

misten aufweisen und durch

den „Hobby-Aktivismus“ auch

für Personen interessant sind,

die sich ansonsten ferngehal-

ten hätten, erscheint die Ent-

stehung ideologischer Unter-

schiede zu traditionellen

Rechtsextremisten jedoch

wahrscheinlich. Da sich AN

 politisierter als traditionelle

Rechtsextremisten zeigen11,

könnte dies auch das Bildungs-

niveau der Strömung erhöhen. 

Die Strategiekonzepte der AN

sind bei klassischen Rechtsex-

tremisten von Beginn an auf

Skepsis gestoßen. Während

letztere auf Demonstrationen

eine defensive Taktik verfol-

gen, legen es die AN auf offene

Konfrontation mit dem Gegner

aus dem linksextremen Lager

und ebenso mit der Polizei an.

Die personelle Schwäche der

NPD veranlasste diese zu-

nächst zur Kooperation mit

den AN auf Demonstrationen,

8 „Autonome Nationalisten Nord/West“:
http://www.an-nw.info/index.php?
option=com_content&task=view&
id=14&Itemid=2 (Abruf 22.9.07; 19.00
Uhr).

9 „Freier Widerstand Kassel“:
http://www.fw-kassel.net/ueberuns.
php.htm (Abruf 14.10.07; 18.30 Uhr).
Die Seite ist inzwischen gesperrt.

10 „Autonome Nationalisten Marl“:
http://anm-info.net/wordpress/?page
_id=7 (Abruf 22.9.07; 19.05 Uhr).

11 Verfassungsschutzbericht des
 Landes Nordrhein-Westfalen über
das Jahr 2007. Pressefassung vom
29. März 2008, S. 25.
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was bei vielen Parteimitglie-

dern für Unmut sorgte. Die

NPD strebt parlamentarische

Erfolge an und will sich des-

wegen möglichst seriös und

moderat darstellen. Schwarz

gekleidete, vermummte und

gewaltbereite Jugendgruppen

passen nicht in dieses Konzept.

Auf einer Demonstration in

Frankfurt am Main am 7. Juli

2007 kam es schließlich zu

kleineren körperlichen Ausein-

andersetzungen zwischen AN

und NPD-Ordnern.12 Dies löste

eine große Diskussion in der

gesamten rechtsextremen Sze-

ne aus. Die NPD-Führung rea-

gierte wenige Tage später mit

einem Abgrenzungsbeschluss,

der schwarze Blöcke für die Zu-

kunft ausschließen sollte.13

Nach Protesten aus den Reihen

der freien Kameradschaften

relativierten NPD-Funktions-

träger diese Distanzierung.

Seitdem befindet sich die NPD

in einer Art Schwebezustand

zwischen offizieller Abgren-

zung und inoffizieller Dul-

dung. Insgesamt lässt sich

aufgrund des jungen Durch-

schnittsalters der rechten

Autonomen von einem Gene-

rationenkonflikt unter den

rechtsextremen Strömungen

Deutschlands sprechen. 

IV. Schluss

Autonome Nationalisten

übernehmen den Großteil des

Repertoires linksautonomer

Strategien, schwarze Blöcke

haben sich inzwischen auf

rechtsextremen Demonstra-

tionen als Aktionsform eta-

bliert. Trotz der formellen Dis-

tanzierung der NPD und den

Differenzen mit den freien Ka-

meradschaften können Auto-

nome Nationalisten mit weite-

rem Zulauf vor allem junger

Aktivisten rechnen. Inhaltlich

zeigen rechte Autonome durch

das Erschließen neuer Politik-

felder Reformansätze, die je-

doch in rechtsextremen Kate -

gorien verhaftet bleiben. Für

das polizeiliche Handeln bei

Demonstrationen sind indes

folgende Schlüsse zu ziehen: 

1. Die Wahrscheinlichkeit ge-

walttätiger Aktionen rechtsex-

tremer Versammlungsteilneh-

mer gegen Polizeibeamte hat

sich deutlich erhöht.

Der Inhalt im Überblick:
• Grundzüge des
Personalvertretungsrechts

• Gesetzestexte mit Erläuterungen
• Begriffsbestimmungen, Schaubilder
• Mustervorlagen und Formbriefe
• aktuelle Rechtsprechung
• Kurzerläuterung der Wahlordnung

Was Sie davon haben:
In bewährter Weise beantwortet auch
die 14. Auflage alle wichtigen Fragen
zum Personalvertretungsrecht des
Bundes und der Länder: klar, prägnant
und praxisorientiert. Ein einführendes
Kapitel in die Grundzüge des Personal-
vertretungsrechts sowie einprägsame
Schaubilder erleichtern erstmals ge-
wählten Personalräten den Einstieg; die
klare Gliederung und das umfangreiche
Register ermöglichen eine schnelle Ori-
entierung ohne langwieriges Suchen.

So bestellen Sie ganz einfach:
Sie können mit nebenstehendem
Bestellcoupon per Post oder Fax
bestellen. Oder Sie teilen uns
Ihren Wunsch per E-mail oder über
Internet mit.

Fragen zur Personalratsarbeit?
Hier sind neue Antworten!

Bestellen Sie jetzt. Ganz einfach. Ganz wie Sie wollen.

BESTELLCOUPON
–– Exemplar/e „Personalvertretungsrecht des Bundes

und der Länder – 14. Auflage“

Verlagsprogramm

Zuschicken oder faxen

Datum/Unterschrift

Name

Anschrift

INFORMATIONEN FÜR BEAMTE
UND ARBEITNEHMER

dbb verlag gmbh
Friedrichstraße 165

10117 Berlin

Telefon: 0 30/7 26 19 17-0
Telefax: 0 30/7 26 19 17-40

E-Mail: Kontakt@dbbverlag.de
Internet: http://www.dbbverlag.de

453 Seiten € 34,90*

ISBN: 978-3-87863-133-0
* zuzügl. Porto und Verpackung

MAG/06/08

2. Auch mit Aktionen gegen

Pressevertreter ist zu rechnen.

3. Bei der Trennung von Ver-

sammlungsteilnehmern und

Störern nach rechts und links

aufgrund optischer Kriterien

ist verstärkt auf Details zu ach-

ten.

4. Es besteht die Gefahr eines

„irrtümlichen“ Zusammenwir-

kens von rechts- und linksex-

tremen Autonomen gegen die

Polizei. �

12 Altermedia: http://de.altermedia. 
info/general/frankfurt-uber-hilfs
sheriffs-schwarze-blocke-und-hallu
zinationen-090707_10398.html 
(Abruf 14.10.07; 18.50 Uhr).

13 NPD-Parteipräsidium: „Unsere
 Fahnen sind schwarz – unsere Blöcke
nicht!“, Erklärung, 15. August 2007.
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1. Verfügungsrecht über
die Dienstzimmer

Die Inhabung bestimmter

Dienstzimmer ist ein besonde-

rer Faktor im Behördenalltag.

Deshalb tauchen Probleme

auf, wenn die Behördenleitung

eine andere Regelung trifft.

Dabei ist aber davon auszuge-

hen, dass die Zuweisung eines

Dienstzimmers im Organisa-

tionsermessen des Dienst -

herrn steht, der insoweit einen

weiten Gestaltungsspielraum

hat.  

Die Zuteilung eines Dienstzim-

mers betrifft die Arbeitsbedin-

gungen und damit den äuße-

ren Rahmen des vom Beamten

zu leistenden Dienstes. In einer

Änderung der räumlichen Zu-

ordnung liegt keine Änderung

des dienstlichen Aufgabenbe-

reichs. Sie stellt keine Umset-

zung dar, da mit ihr ein anderes

Amt im konkret-funktionellen

Sinne nicht übertragen wird. 

Bei der Rechtsmäßigkeitskon-

trolle können gleichwohl die

von der Rechtsprechung entwi-

ckelten Grundsätze zur Recht-

mäßigkeit einer Umsetzung in

den Blick genommen werden.

Denn auch die Zuteilung von

Diensträumen ist als inneror-

ganisatorische Maßnahme zu

der Vielzahl der im Einzelnen

nicht normativ erfassten Maß-

nahmen des Dienstherrn zu

rechnen, die zur Erhaltung und

Gewährleistung der Funktions-

fähigkeit der öffentlichen Ver-

waltung unerlässlich sind. Sie

gehört ihrem objektiven Sinn-

gehalt nach zu den Anordnun-

gen, die die dienstliche Verrich-

tung eines Beamten betreffen

und sich in ihren Auswirkun-

gen auf die organisatorische

Einheit beschränken, der der

Beamte angehört. 

Nach den hergebrachten

Grundsätzen des Berufsbeam-

tentums hat aber der Beamte

keinen Anspruch auf die unver-

änderte Ausübung des ihm

einmal übertragenen Amtes

im konkret-funktionellen Sinn.

Er muss vielmehr Änderungen

seines dienstlichen Aufgaben-

bereichs durch Umsetzungen

oder vergleichbare organisato-

rische Maßnahmen des Dienst -

herrn nach Maßgabe seines

statusrechtlichen Amtes hin-

nehmen. Danach verfügt der

Dienstherr über eine nahezu

uneingeschränkte organisato-

rische Organisationsbefugnis.

Eine Einengung des Ermessens

des Dienstherrn bei einer Um-

setzung ist auf besonders gela-

gerte Verhältnisse beschränkt.

Um so weniger hat der Beamte

einen Anspruch auf Beibehal-

tung des ihm einmal zugewie-

senen Dienstzimmers bzw. auf

Zuteilung eines bestimmten

Dienstzimmers. Das insoweit

bestehende weite Ermessen

des Dienstherrn wird lediglich

durch die Fürsorgepflicht und

das Willkürverbot begrenzt. 

Nach dem Beschluss des Ver-

waltungsgerichtshofes Mann-

heim vom 30.06.2006 – 4 S

624/06 – kann ein sachlicher

Grund für eine Umsetzung ei-

nes Beamten oder eine ihr ver-

gleichbare, den Aufgabenbe-

reich des Beamten ändernde

organisatorische Maßnahme

darin liegen, ein innerdienstli-

ches Spannungsverhältnis zu

beheben. Eine Störung der rei-

bungslosen Zusammenarbeit

innerhalb des öffentlichen

Dienstes durch innere Span-

nungen, durch Trübung des

Vertrauensverhältnisses, ist re-

gelmäßig als Beeinträchtigung

des täglichen Dienstbetriebes

zu werten, um deren Abstel-

lung der Dienstherr zu Recht

bemüht sein wird. Dabei ist es

im Interesse eines funktionie-

renden Dienstbetriebs auch

unter dem Blickwinkel der Für-

sorgepflicht des Dienstherrn

grundsätzlich unerheblich, wer

diese Spannungen im Einzel-

nen verursacht oder verschul-

det hat. Dies gilt um so mehr

für den Fall der Zuweisung

bzw. Inanspruchnahme eines

Dienstzimmers und damit für

eine Änderung lediglich der

äußeren Arbeitsbedingungen.                                      

2. Meinungsäußerungs-
freiheit bei Kritik am
Vorgesetzten 

Ein Beamter hatte in einer

Dienstaufsichtsbeschwerde

seinen Dienstvorgesetzten vor-

geworden, ihm Erlasse vorzu-

enthalten, offensichtlich Will-

kür im Rahmen der Personal-

politik zu betreiben, sowie Ge-

setze und Vereinbarungen zur

Integration Schwerbehinderter

vorsätzlich nicht zu beachten.

Deshalb wurde gegen diesen

Beamten eine Missbilligung

ausgesprochen, der damit aber

nicht einverstanden war.

Nach dem Beschluss des

Bundesverfassungsgerichts

vom 20.09.2007 – 2 BvR

1047/06 – war der Eingriff in

die Meinungsfreiheit des Be-

amten als gerechtfertigt anzu-

sehen. Es ging um zwei Grund-

satzentscheidungen der Ver-

fassung, nämlich zum einen

die Garantie eines für den

Staat unentbehrlichen und

diesen tragenden Beamten-

tums und zum anderen die in-

dividuellen Freiheitsrechte ei-

nes Beamten, also konkret das

Grundrecht der freien Mei-

nungsäußerung. Diese sind

dergestalt auszugleichen,

dass die für die Erhaltung ei-

nes intakten Beamtentums

unerlässlichen Pflichten die

Wahrnehmung von Grund-

rechten durch den Beamten

einschränken. 

Das dienstliche Verhalten ei-

nes Beamten muss sich allein

an Sachrechtlichkeit, Rechts-

treue, Gerechtigkeit, Objekti-

vität und dem Allgemeinwohl

orientieren. In diesem Rahmen

folgt aus der dem Beamten

obliegenden Treuepflicht als

hergebrachten Grundsatz des

Berufsbeamtentums, dass die

Meinungsäußerungsfreiheit

bei Beamten nach Maßgabe

der Erfordernisse des Amtes

Einschränkungen unterliegt.

Dies gilt nicht nur für politi-

sche Meinungsäußerungen in

der Öffentlichkeit, sondern

auch und gerade bei der inner-

dienstlichen Beurteilung des

Verhaltens eines Dienstherrn. 

Den Beamten trifft also die

allgemeine Pflicht, zu ach-

tens- und vertrauenswürdi-

gem Verhalten gegenüber

dem Dienstherrn. Im Rahmen

von Beschwerden und sonsti-

gen Eingaben darf sich der Be-

amte freimütig und deutlich

ausdrücken, muss dabei aber

sachlich bleiben. Ihm ist zuzu-

gestehen, je nach Anlass, auch

harte Worte zu gebrauchen

und zusammenfassende Wer-

tungen auszusprechen. Je-

doch darf er auch hier nicht

verleumderische, diffamieren-

de oder beleidigende Aussa-

gen über andere oder sonst

wissentlich oder unter Verlet-

zung der zumutbaren Sorgfalt

unwahre Angaben machen. �

Aus der Rechtsprechung
Von Dr. Franz Otto, Witten
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Besoldungsanpassung beschlossen:

Erfolgreiche 
Überzeugungsarbeit
Nachdem das Bundeskabinett am 7. Mai 2008 die
Übertragung des Tarifabschlusses für den öffent lichen
Dienst auf die Beamten, Richter, Soldaten und Versor-
gungsempfänger des Bundes beschlossen hat, stimm-
te auch der Deutsche Bundestag am 29. Mai zu. 

> Beteiligungsgespräch im Bundesinnenministerium. Im Bild von rechts:
dbb Chef Peter Heesen, dbb Vize Heinz Ossenkamp und der BDZ-Bun-
desvorsitzende Klaus H. Leprich.

Die inhalts- und zeitgleiche
Übertragung des Tarifab-
schlusses auf die Bundesbe-
amten diene nicht nur der Po-
litik, sondern auch der Demo-
kratie, die durch immer mehr
Bauernfänger in Gefahr gera-
te, die alle möglichen Verspre-
chen machten, ohne sich da-
mit zu beschäftigen, ob sie
diese hinterher auch halten
könnten.“ Die Kolleginnen
und Kollegen, die in den ver-
gangenen Jahren stets zurück-
gesteckt hatten, mehr Arbeits-
zeit und weniger Einkommen
hinnehmen mussten, dürfen
sich endlich wieder auf ein
deutliches finanzielles Plus
freuen.

dbb Erfolg beim 
Beteiligungsgespräch 

Bereits beim Beteiligungsge -
spräch am 5. Mai 2008 im
Bundesinnenministerium hat-
te Peter Heesen die dbb Argu-
mente für eine zeit- und in-
haltsgleiche Übertragung des
Potsdamer Tarifabschlusses
erneut vorgetragen. Alle vor-
gebrachten dbb Forderungen
sind in den Kabinettsbe-
schluss vom 7. Mai 2008 ein-
geflossen. Der dbb Bundesvor-
sitzende bewertete die ge-
plante Anpassung für Besol-
dungs- und Versorgungsemp-
fänger als eine „außerordent-
lich gute Lösung“. „Das ist ein
Ergebnis, mit dem wir nun –
aufgrund der jüngsten Nach-
besserungen durch die Regie-
rungsfraktionen – sehr zufrie-
den sind.“ 

>

West-Ost-Angleichung
endlich erreicht

Des Weiteren wies Peter Hee-
sen darauf hin, dass mit dem
neuen Gesetz „auch die Ost-
West-Angleichung der Beam-
tenbesoldung zu einem guten
Ergebnis geführt wird“. Damit
ende, wie vom dbb seit Langem
gefordert, endlich die Ungleich-
behandlung in diesem Bereich.
Für die Bun desregierung sagte
Hans Bernhard Beus, Staatsse-
kretär im Bundesinnenministe-
rium, er rechne mit einer ra-
schen Umsetzung, damit die
Betroffenen „in absehbarer
Zeit“ mit den vorgesehenen
Zahlungen rechnen könnten. 

Einbeziehung der Ver-
sorgungsempfänger

Beschlossen ist neben dem 
Sockelbetrag von 50 Euro eine
lineare Einkommenserhöhung
um 3,1 Prozent bereits ab 1. Ja-
nuar 2008. 2009 kommen dann
entsprechend dem Tarifergeb-
nis weitere 2,8 Prozent hinzu.
Die Einmalzahlung von 225 Eu-
ro im nächsten Jahr soll sowohl
aktiven Beamten als auch Ver-
sorgungsempfängern zugute
kommen. „Das war nicht leicht
zu erreichen, aber für uns be-
sonders wichtig, weil die Pen-
sionäre in den zurückliegenden
Jahren einen großen Beitrag zu
den Einsparungen im öffent-
lichen Dienst geleistet haben“,
sagte Heesen.

Die Kritik an der Höhe des Er-
gebnisses wies dbb Chef Peter

>

>

Heesen zurück: „Nach Jahren
der Zurückhaltung sind jetzt
endlich wieder die Menschen
am Zuge, die mit ihrer Arbeit
wirtschaftliche Erfolge erst er-
möglichen. Das gilt insbesonde-
re auch für den öffentlichen
Dienst.“ Lohnsteigerungen seien
auch deshalb erforderlich, weil
stetiger Personalabbau und de-
mografischer Wandel den öf-
fentlichen Dienst in naher Zu-
kunft unweigerlich in einen ver-
schärften Wettbewerb mit der
Privatwirtschaft um die besten
Köpfe zwingen werde. „Das be-
deutet zwangsläufig höhere Ta-
rife als die, die derzeit in der Ta-
belle stehen. Wir müssen nicht
nur behutsam mit den Men-
schen umgehen, die wir haben,
sondern auch Perspektiven für
qualifizierten Nachwuchs schaf-
fen, wenn der öffentliche Dienst
diesen Wettbewerb nicht verlie-
ren soll.“

Der Bundestag hat 
beschlossen

Der Deutsche Bundestag hat
dann am 29. Mai 2008 einstim-
mig das Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassungsgesetz
2008/2009 für die Beamten,
Richter, Soldaten und Versor-
gungsempfänger des Bundes
endgültig beschlossen. „Die Ab-
geordneten haben Wort gehal-
ten und Vertrauen zurückge-
wonnen“, sagte dbb Chef Peter
Heesen. „Der Bundestag hat
zum ersten Mal seit 1998 das
Tarifergebnis eins zu eins auf die
Beamten übertragen und auf al-

>

le Abschläge und Verzögerun-
gen verzichtet. Die Kolleginnen
und Kollegen, die in den vergan-
genen Jahren stets zurückge-
steckt hatten, höhere Arbeitszeit
und weniger Einkommen hin-
nehmen mussten, haben damit
2008 real mehr Geld im Porte-
monnaie. Vor dem Hintergrund
der seit Jahren steigenden Le-
benshaltungskosten war das
dringend nötig und ist ein wich-
tiger Erfolg für die Überzeu-
gungsarbeit des dbb.“

Nochmals würdigte Heesen die
vollständige Ost-West-Anglei-
chung im Besoldungssystem des
Bundes, die nach 18 Jahren,  zu-
mindest was die Einkommens -
situation im öffentlichen Dienst
angeht, die deutsche Einheit
 vollendet und eine eklatante
 Gerechtigkeitslücke schließt.

Heesen: „Das war für mich ein
Herzensanliegen. Es kam aber
immer wieder die stereotype
Botschaft der Haushälter, was
das alles kostet. Ertragen konnte
ich das nicht mehr. Denn als es
um die Rettung der IKB-Bank
ging, da waren 1,3 Milliarden
Euro kein Thema. Wenn ich das
vergleiche, diese Summe, um
die Managementfehler einer pri-
vaten Bank auszugleichen ge-
gen 27 Millionen Euro, die not-
wendig sind, um eine nicht
mehr akzeptable Umgleichbe-
handlung aus der Welt zu schaf-
fen, dann passt das nicht zu-
sammen.“ Die Besoldungsan-
passung muss im übrigen Vor-
bildfunktion für Länder und
Kommunen haben. �

> Polizeispiegel | dbb seiten | Juni 2008
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Die Märkte der Z

dbb magazin
Anlässlich der Präsentation
der „Daten zur Natur 2008“,
haben Sie vor wenigen Wo-
chen die erreichten Erfolge
gewürdigt, zugleich jedoch
deutlich gemacht, dass es
nach wie vor intensiver natio-
naler wie internationaler Be-
mühungen bedarf, um der
Gefährdung von Natur und
Landschaft entgegenzuwir-
ken. Welches sind die aus Ih-
rer Sicht vorrangigsten Pro-
jekte der kommenden Jahre? 

Sigmar Gabriel
Die Bundesregierung hat im
vergangenen November die
Nationale Strategie zur biolo-
gischen Vielfalt beschlossen.
Eine ganze Reihe von Maß-
nahmen dieses anspruchsvol-
len Programms soll bis 2010
umgesetzt werden. Damit
wollen wir zum Ziel beitra-
gen, das sich die internatio-

>

> nes weltweiten Schutzgebiets-
netzes an Land und auf dem
Meer. Wir werden dafür jähr-
lich 40 Millionen Euro bereit-
stellen. 

dbb magazin
In Vorbereitung der UN-Natur-
schutzkonferenz, die vom 19.
bis 30. Mai in Bonn stattgefun-
den hat, haben Sie anlässlich
einer Brasilienreise mit einem
der wichtigsten Verhandlungs-
partner der Konferenz kontro-
verse Kernpunkte erörtert und
für die Ausarbeitung von inter-
national anerkannten Nach-

>

nale Staatengemeinschaft
gegeben hat, nämlich bis da-
hin den Verlust der biologi-
schen Vielfalt entscheidend
zu verringern. International
wollen wir unsere „Life Web-
Initiative“, die wir auf der
Bonner Konferenz gestartet
haben, voranbringen. Dazu
werden wir den deutschen
Vorsitz in der UN-Konvention
für biologische Vielfalt nut-
zen. Die Grundidee dieser In-
itiative ist, Staaten, die sich
bereit erklären, neue Flächen
als Schutzgebiete auszuwei-
sen, mit Staaten zusammen-
zubringen, die dafür im
Gegenzug Finanzmittel zur
Verfügung stellen. Das Ganze
ist ein Instrument zur be-
schleunigten Umsetzung ei-

haltigkeitskriterien für Bio-
energie geworben: Sehen
Sie Chancen, das in letzter
Zeit arg in Verruf geratene
Thema Bioenergie wieder
positiv zu besetzen?

Sigmar Gabriel
Was wir brauchen, ist eine
sachliche Diskussion über
das Thema Bioenergie. Diese
ist nicht per se gut oder bö-
se. Es kommt darauf an, wie
sie erzeugt und genutzt
wird. Wir haben deshalb den
Weg eingeschlagen, über
Standards und Zertifizierung
nur Biomasse für unsere Bio-
energieproduktion zuzulas-
sen, die nachhaltig und ohne

>

Raubbau an Wäldern erzeugt
wurde. Wir müssen genau
hinsehen: Welche Nachhal-
tigkeitskriterien stellen wir
auf, und wie überprüfen wir
sie? Und: Wie können wir de-
nen, die es machen, anbie-
ten, dass ihre Produkte auf
dem deutschen und dem eu-
ropäischen Markt verkauft
werden können? Deutsch-
land und Brasilien haben
übrigens gerade eine umfas-
sende Zusammenarbeit im
Bereich der erneuerbaren
Energien und der Energieeffi-
zienz vereinbart. Eine Ar-
beitsgruppe wird sich auch
mit der Frage befassen, wie
Biokraftstoffe unter umwelt-
verträglichen, wirtschaft-
lichen und sozialen Aspekten

erzeugt und genutzt werden
kann. 

dbb magazin
In Berlin, Köln und Hannover
sind Umweltzonen eingerich-
tet worden. Fahrzeuge ohne
Feinstaubplakette müssen
draußen bleiben. Nach Mei-
nung vieler „Experten“ lohnt
der Kontroll- und Verwal-
tungsaufwand den Effekt
nicht. Wie ist Ihre Meinung
zu diesem Thema? 

Sigmar Gabriel
Ob Umweltzonen eingerich-
tet werden, entscheiden die
Behörden der Länder in eige-

>

>

Sigmar Gabriel,
Bundesminister für

Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit

> Polizeispiegel | dbb seiten | Juni 2008
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Sigmar Gabriel,
Jahrgang 1959, studierte nach Abi-
tur und Wehrdienst Deutsch, Politik
und Soziologie in Göttingen und leg-
te das Erste und Zweite Staatsexa-
men für das Lehramt am Gym -
nasium ab. Seit 1977 ist Gabriel Mit-
glied der SPD und – neben Tätigkei-
ten in der Erwachsenenbildung –

über viele Jahre Kreistagsabgeordneter des Landkreises
Goslar, Ratsherr der Stadt Goslar und Mitglied im Landtag
von Niedersachsen. Von Dezember 1999 bis März 2003 am-
tierte Gabriel als Ministerpräsident des Landes Niedersach-
sen. Erste umweltpolitische Erfahrungen machte er als Mit-
glied im Umweltausschuss des niedersächsischen Landta-
ges sowie als Vorsitzender des Umweltausschusses des Ra-
tes der Stadt Goslar. Seit dem 22. November 2005 hat Sig-
mar Gabriel das Amt des Bundesministers für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit inne.

ukunft sind Grün
rechnen wir mit einer Ver-
doppelung des Marktan-
teils von jetzt 1 000 auf
2 000 Milliarden Euro bis
2030. Und Deutschland ist
bei den Umwelt-Technolo-
gien Weltmarktführer: Wir
stellen fast 20 Prozent des
weltweiten Marktes, bei
den klimaschonenden Ener-
gie-Technologien sogar 30
Prozent. Je mehr also welt-
weit auf Umweltschutz ge-
setzt wird, desto stärker
profitieren wir in Deutsch-
land. Und Zukunftsbran-
chen wie die erneuerbaren
Energien sind auch ein Mo-
tor für Beschäftigung. In-
zwischen arbeiten bei uns
an die 250 000 Menschen in
diesem Bereich. Steigende

ner Zuständigkeit. Das ist
auch sinnvoll, da diese am
besten beurteilen können,
welche Maßnahmen geeig-
net und angemessen sind,
die Qualität der Luft vor Ort
zu verbessern. Insbesondere
in Innenstädten werden die
EU-weit vorgeschriebenen
Grenzwerte für die Luftqua-
lität vielerorts überschritten.
Der Verkehrsbereich ist
wegen seiner Emissionen,
oft unmittelbar im Lebens-
umfeld der Menschen, ein
Hauptverursacher für diese
Überschreitungen. Analysen
der Stäube in hoch belaste-
ten Straßen, zum Beispiel in
Berlin, zeigen, dass der lokale
Straßenverkehr zu rund ei-
nem Viertel zur Feinstaubbe-
lastung beiträgt.

dbb magazin
Umweltschutz gilt als
Wachstumsbranche. Macht

>

es aber wirklich Sinn, darin
zu investieren, um Produkte
beispielsweise umwelt-
freundlich herzustellen, die
dann gegenüber den Pen-
dants aus Fernost nicht kon-
kurrenzfähig sind? 

Sigmar Gabriel
Sie haben die Frage zum Teil
schon selbst beantwortet.
Umweltschutz ist eine
Wachstumsbranche. Das be-
deutet, es gibt einen Markt
für umweltfreundliche Gü-
ter, also lohnt es sich auch in
dieser Branche zu investie-
ren. Ich gehe noch weiter
und sage: Die Märkte der
Zukunft sind Grün. Allein in
Europa wird der Markt der
Umwelttechnologien bis
2010 auf 500 Milliarden Eu-
ro Jahresumsatz ansteigen –
das ist mehr als die Luft-
und Raumfahrtindustrie
derzeit umsetzt. Weltweit

>

Rohstoff- und Energieprei-
se, der Klimawandel und
die steigende Nachfrage
vor allem aus den großen
Schwellenländern führen
dazu, dass immer mehr
Technologien und Produkte
angeboten werden, die
Rohstoffe und Energie effi-
zient nutzen. Das schont
die Umwelt, spart Kosten
und verbessert die Wettbe-
werbsfähigkeit. Wenn Fir-
men konsequent auf Ener-
gie- und Materialeffizienz
in der Produktion und bei
ihren Produkten achten,
müssen sie die Konkurrenz
nicht fürchten. 

dbb magazin
Was kann der Einzelne tun,
um zumindest in einigen
wenigen Bereichen seines
Lebensumfelds aktiv zum
Umwelt- und Naturschutz
beizutragen? 

>

Sigmar Gabriel

Jeder und jede kann einen
Beitrag leisten, um zum Bei-
spiel Energie zu sparen und
damit das Klima zu schonen.
Wer sich beim Kauf eines
neuen Haushaltgerätes für
das effizienteste Modell ent-
scheidet, verbraucht nicht
nur weniger Energie, son-
dern schont auch den eige-
nen Geldbeutel. Mit dem
Verzicht auf Energie ver-
schwendende Stand-by-
Schaltungen könnten bei
uns zwei Großkraftwerke
eingespart werden. Ein um-
weltverträglicheres Konsum-
verhalten kommt übrigens
auch der biologischen Viel-
falt zugute. �

>
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Bei strahlendem Sonnenschein
schickte Bundestagspräsident
Norbert Lammert die Läufer
aus Verwaltung, Ministerien,
Botschaften und Gewerkschaf-
ten in drei Staffeln durch 
den Berliner Tiergarten. Kurz-
strecke (3,6 Kilometer), Lang-
strecke (7,2 Kilometer) sowie
ein Nordic-Walking- Parcours
standen zur Auswahl, und alle
Teams machten ihre Sache gut.
Prominentester Läufer mit der
Startnummer 1 war auch in
diesem Jahr wieder Bundesprä-
sident Horst Köhler, der sein

Vorjahresergebnis um gut zwei
Minuten verbessern konnte. Für
den dbb gingen neben Thilo
Hommel auf der Langstrecke an
den Start: Andreas Becker, Jens-
Ole Gerecke, Torsten Radlow
und Anne Kraft.

Zur Erinnerung an den 9. Bun -
destagslauf erhielten alle Teil-
nehmer eine Ehrenmedaille mit
einem Porträt von Willy Brandt,
Bundeskanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland von 1969 bis
1974. Thilo Hommel wurde mit
einem Pokal geehrt. �

Bundestagslauf 2008:

Silber für den dbb
Zum 9. Mal in Berlin, zum 17. Mal insgesamt, fand
am 7. Mai 2008 der traditionelle Bundestagslauf
statt. Zweiter Sieger auf der Lang strecke wurde er-
neut Thilo Hommel vom Laufteam des dbb. > Locker im Gespräch: Bundespräsident Horst Köhler mir Rosi Mitter-

meier und Christian Neureuther.

> Locker im Ziel: dbb Besoldungsreferent Thilo Hommel.

600 000 Berechtigungsscheine:

Bargeld 
bis 2. März 2009
Bei der Privatisierung der ehe-
maligen Deutsche Beamten-
Versicherung wurde der Priva-
tisierungserlös den berechtig-
ten Versicherten zugespro-
chen. Zur Dokumentation der
Ansprüche hat man Berechti-
gungsscheine an die Versicher-
ten ausgegeben, die jetzt ein-
gelöst werden können.
Einen Berechtigungsschein er-
halten haben alle Versiche-
rungsnehmer der ehemaligen
Deutsche Beamten-Versiche-
rung Öffentlichrechtliche Le-
bens- und Renten-Versiche-
rungsanstalt, deren Versiche-
rungen zwischen dem 31. De-
zember 1989 und dem 26.
April 1990 bestanden und bei
denen nicht bereits eine Ge-

samtentschädigung vorge-
nommen wurde. Der einzelne
Berechtigungsschein gibt den
konkreten Anteil des jeweili-
gen Inhabers in Millionstel
vom Gesamtbetrag an. Der
Wert eines Millionstels be-
trägt 343,96 Euro. In diesem
Berechtigungsschein sind drei
nummerierte Coupons einge-
druckt. Davon ist nur der Cou-
pon 1 ab sofort bis spätestens
2. März 2009 einzureichen.
Mit diesem Coupon werden
die anteiligen Werte aus dem
Aktienverkauf sowie die
Gegenwerte der gebildeten
Rückstellung für Erstattungs-
ansprüche verteilt.  Der Cou-
pon 1 kann bei den Filialen der
Commerzbank AG, Hypove-

reinsbank AG, Dresdner Bank
AG, Volks- und Raiffeisenban-
ken sowie einer Reihe von Spar-
kassen eingereicht werden. Der
Coupon 1 ist mit einem Einrei-
chungsformular vorzulegen,
das bei den genannten Institu-
ten, über das Internet

www.dbvoer.de oder unter der
Service-Nr.  0 18 03/20 26 08 
(9 ct/min) zu beziehen ist.

Dazu Herbert Falk, Vorstandsvor-
sitzender der DBV Öffentlich-
rechtliche Anstalt für Beteiligun-
gen: „Für uns ist es eine große
Herausforderung, die Ansprüche
der 600 000 Berechtigten ge-
meinsam mit unseren Bankpart-
nern jeweils in einem angemes-
senen Zeitraum abschließend zu
bearbeiten. Deshalb ist es auch
wichtig, dass die Coupons nicht
direkt an uns geschickt werden,
sondern dass der festgelegte
Weg über die Bankpartner einge-
halten wird.“ Außerdem weist
Herbert Falk darauf hin, dass die
Berechtigungsscheine mit den
Coupons 2 und 3 über die ge-
nannte Frist vom 2. März 2009
hinaus aufbewahrt werden soll-
ten. Diese Coupons dokumentie-
ren einen weiteren Anspruch auf
einen später auszuschüttenden
Liquidationsüberschuss. Auf ihn
sollten die Berechtigten nicht
leichtfertig verzichten. �

> Für viele Versicherungsnehmer
der ehemaligen Deutsche Be-
amten-Versicherung Öffentlich-
rechtliche Lebens- und Renten-
Versicherungsanstalt sind die
so genannten Berechtigungs-
scheine bares Geld wert. 
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Was verbindet der Bundesbürger mit dem Begriff
Wald? Wir fragen das Internet, und unsere eige-
nen Assoziationen werden bestätigt: Unberührte
Natur, rauschende Bäume, zwitschernde Vögel,
saubere Luft, erholsame Ruhe und lange Spazier-
gänge. Dass das Ökosystem Wald von einer Viel-
zahl widerstreitender Elemente bestimmt wird,
nimmt der normale Sonntagsspaziergänger gar
nicht wahr. Das dbb magazin hat Revierförster
Martin Krüger durch „seinen“ Wald begleitet und
viele ungewöhnliche Eindrücke sammeln können.
Manchmal passte sogar die Assoziation: Im Wald,
da sind die Räuber...

„Zunächst einmal,“ klärt uns
Martin Krüger auf, „ist die Be-
zeichnung Revierförster nicht
korrekt. Der sympathische
Forstamtmann ist Leiter des Re-
viers Breitefenn im branden-
burgischen Oderberg bei Bad
Freienwalde. Krüger ist Herr
über eine 1 900 Hektar große
Waldfläche, die zu 80 Prozent
aus Laubwald und zu 20 Pro-
zent aus Nadelwald besteht. Im
Laubwald überwiegen die Bu-
chen, aber auch Eichenbe -
stände fehlen nicht. Der Nadel-
wald besteht in der Hauptsache
aus Fichten und Tannen, aber
auch Prachtexemplare der aus
Amerika stammenden Dougla-
sie sind vorhanden, deren Ver-
breitung Bismarck in Deutsch-
land förderte und seit 1880 auf
seinem Besitztum Sachsenwald
bei Hamburg anpflanzen ließ.

Es geht in den Wald. Mit einiger
Mühe gelingt es uns, dem Van
Försters (wir bleiben bei der
gängigen Amtsbezeichnung) zu
folgen. Die Waldwege, zum Teil
noch aus den Zwanziger-Jahren
grob gepflastert, weisen tiefe
Spurrillen auf; die unbefestig-
ten Wege erinnern mehr an
Übungs pisten für Geländefahr-
zeuge denn an Wirtschaftswe-
ge der Forstverwaltung. Es ist

heiß, und feiner Staub dringt
durch alle Ritzen ins Auto. Der
Boden ist knochentrocken, weil
seit Wochen kaum Niederschlag
gefallen ist. „Wir haben Wald-
brandstufe 4“, erzählt Krüger
und zeigt uns eine frische
Brandschneise, die die Feuerge-
fahr deutlich eindämmt. „Abge-
brannte Waldflächen müssen
bei uns wieder aufgeforstet
werden,“ erläutert der Förster,
„in Italien, Spanien oder Portu-
gal wird daraus Bauland. Mag
sein, dass es dort deshalb öfter
brennt als bei uns.“

Buchenholz für 
Schweden

Wir treffen auf dem engen
Waldweg auf einen voll belade-
nen LKW mit Anhänger: Bu-
chenholz für Schweden. „Wie
bitte“, fragen wir ungläubig, „die
Schweden kaufen bei uns Holz,
dabei haben sie doch selber ge-
nug.“ Krüger lächelt, begrüßt
den Fahrer mit Handschlag.
„Das Laubholz ist für die Papier-
herstellung, die machen daraus
Zellulose.“ Der Fahrer holt in
Krügers Revier seit Jahren seine
Ladungen ab. Er weiß genau, wo
seine Polder (so heißen die Holz-
stapel) liegen, braucht weder ei-
nen Führer noch muss er kon-

>

> Um den Ertrag der Holzwirtschaft zu steigern, müsste Revierleiter Mar-
tin Krüger wesentlich mehr schnell wachsendes Nadelholz anpflanzen,
doch diese Bestände sind atypisch für die Region.

Gezerre im Wald
Forstrevier Breitefenn:
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trolliert werden. „Dazu habe ich
weder Zeit noch Leute, „erklärt
Krüger. „Eigentlich müsste je-
der Lkw-Fahrer sich anmelden,
aber das ist heute gar nicht
mehr möglich. Ich treffe unsere
Kunden zufällig im Revier.“ Das
Meiste ist Vertrauenssache.
Manchmal wird etwas falsch
aufgeladen, mal Parkett- statt
Brennholz, aber das ist eher die
Ausnahme. Die Räuber im oder
am Wald sitzen heute längst
anderswo.
Brennholz heißt das Holz für
den Ofen übrigens nur im
Volksmund, offiziell handelt es
sich um Energieholz. Aussor-
tiertes Buchen- und Eichenholz,

Das ist sehr günstig und wird
nicht nur in Oderberg und Um-
gebung intensiv genutzt; 1 500
Raummeter Brennholz werden
so zusätzlich allein aus dem Re-
vier Breitefenn vermarktet.

„Schwarze Zahlen in der Holz-
wirtschaft  sind das A und O“,
erklärt Krüger, „und das Land
will am Wald verdienen. Ge-
meinsam mit den Holzverarbei-
tern wäre es am Besten, wir
würden ganzjährig schlagen
und Holz produzieren ohne En-

das weder als Parkettware noch
für Bretter geeignet ist, geht
nach Eberswalde ins Heizkraft-
werk. Die Politik fördert die
Nutzung regenerativer Ener-
gien, sodass auch damit noch
etwas zu verdienen ist. Selbst
das Abfallholz (Astdurchmesser
unter vier Zentimeter) wird als
„Energieholz“ an die Bürger ver-
kauft, die für einen Raummeter,
den sie im Wald selbst auflesen,
verladen und wegschaffen
müssen, 14 bis 16 Euro zahlen.

de.“ Aber Holz ist ein Saisonge-
schäft, das nur außerhalb der
Vegetationsperiode sinnvoll ist.
Das aber interessiert weder die
Politik noch die holzverarbei-
tende Industrie. Dass anderer-
seits die im Wald Erholung su-
chenden Bürger ungern durch
Brachflächen laufen wollen, ist
ein weiterer der vielen Wider-
sprüche im Wald. Denn auch
dafür hat das Land, sprich die
Politik, Verständnis: Der Förster
steht einmal mehr in einem Ge-
wissenskonflikt; diesmal zwi-
schen Wirtschaftlichkeit und
Freizeitwert des Waldes. Ande-
re Spannungsfelder, die das Ge-
zerre im Wald verschärfen,
kommen hinzu.

Artenschutz dient und sich da-
hinter Lebensraum für scheue
Waldbewohner wie die Moor-
kröte verbirgt, weiß oder inter-
essiert ebenfalls kaum jeman-
den. Ein weiterer Wieder-
spruch: Umwelt- und Natur-
schutzregelungen, zum Teil sei-
tens der EU, geben klare Vorga-
ben für den Umgang mit Wald-
flächen. Aus unternehmeri-
schen Gesichtspunkten sind sie
kontraproduktiv, zum Teil auch
widersprüchlich in sich. Das Re-
vier Breitefenn gehört bei-
spielsweise zum Biosphärenre-
servat Schorfheide – Chorin, Zo-
ne 3. Das heißt, es ist normale,
naturnahe Waldwirtschaft ge-
stattet. Allerdings ist das Revier

Und immer wieder
Widersprüche

Der Bürger möchte einen Erho-

lungswald, dem man die Spu-

ren der Bewirtschaftung nicht

ansieht. Jede Schneise, jede

Markierung, jede Spur einer

schweren Maschine im Wald-

boden stört das ästhetische

Empfinden der Waldspazier-

gänger, die sich außerdem über

abgeholzte Flächen ebenso är-

gern wie über naturbelassene

Waldstücke, in denen Baum-

stümpfe vermodern oder abge-

storbene, umgestürzte Bäume

von Farnen oder Moosen über-

wuchert werden. Dass dies dem

> laut einer EU-Richtlinie ein FFH-
Gebiet (Fauna-Flora-Habitate-
Gebiet), das in besonderer
Weise für den Artenschutz ein-
treten muss. Das bedeutet
wiederum, dass in diesem Fall
besondere Maßnahmen für den
Erhalt der Rotbuchen greifen
müssen. Dafür ist Deutschland
zuständig, und jede Förs terei
schützt darüber hinaus eine
Tierart in besonderer Weise.
Deshalb müssen im Revier Brei-
tefenn fünf Buchen pro Hektar
für den natürlichen Verfall er-
halten bleiben (eines dieser
Exemplare ist 220 Jahre alt),
und die Schellente, die inzwi-
schen an den beiden kleinen

> Wo mit der „Harvester“ Holz 
geerntet wird, ist in 20 Sekunden
gefällt, entastet und auf Länge 
geschnitten, was 40 Jahre 
gewachsen war. 

> Das Wegenetz im Revier Brei-
tefenn ist cirka 30 Kilometer
lang. Die Spurrillen stammen
von den schweren Lkws und
den Forstmaschinen.
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> Auch Reparaturarbeiten an den Wanderwegen gehören zu den Auf -
gaben der Waldarbeiter.

> Der Lkw hat Buchenholz für Schweden geladen.

> Geplant, gebaut und ausgestattet: Die Schutzhütte wurde von den
Waldarbeitern in Eigenregie errichtet.

> Mit der Rückemaschine werden die Holzpolder zur Abholung aufge-
schichtet.

Seen im Revier mit fünf Brut-
paaren vertreten ist, konnte
wieder heimisch gemacht wer-
den. Jedes Forstamt ist übrigens
für eine andere Leittierart 2008
zuständig. „Abgeholzte Flächen
nützen weder für das eine noch
für das andere Projekt etwas“,
erläutert Krüger. „Noch ein
Widerspruch im Wald, denn
Geld bringt das nicht.“ Der  Förs -
ter steht in einem ständigen

Entscheidungskonflikt zwischen
Holzwirtschaft und Natur-
schutz. 
Aber die Betrachtung und Be-
wirtschaftung des Waldes allein
unter Rentabilitätsgesichts-
punkten ist in jeder Beziehung
der falsche Ansatz. Das wird an
einem Waldstück deutlich, das
nicht dem Land Brandenburg,
sondern einem privaten Besitzer
gehört. Dort hat der Waldbesit-
zer abgeholzt, nach Vorschrift 40
Prozent der Bäume stehen las-
sen und, weil die Fläche größer
als zwei Hektar ist, wieder auf-
geforstet. Allerdings ohne Rück-
sprache und Beratung durch den
Förster.
Der Waldbesitzer hat auf sandi-
gem Boden ohne ausreichende
Niederschlagmenge Tannen und
Fichten gepflanzt. Die Bäume
sind in der Hoffnung auf schnel-
len Ertrag gesetzt worden, aber
sie haben weder die Chance,
sich normal zu entwickeln noch
in 40 Jahren den erwarteten Er-
trag zu bringen. „Aber was 
soll’s“, meint der Revierförster

die offene Waldstruktur.“ Ein 
anderer Privatwaldbesitzer hat
sich von Martin Krüger beraten
lassen, sein Waldstück einge-
zäunt und Eichen gepflanzt.
Weil das Wild den jungen Pflan-
zen so nichts anhaben kann,
entwickeln sie sich prächtig.
Krüger schwärmt von nachhalti-
ger Waldwirtschaft, obgleich er
andererseits das Aussperren von
Wild, das anderswo Nahrung 
suchen muss, zu den in Kauf zu
nehmenden Waldwidersprü-
chen zählt. „Aber es ist für die
Besitzer und deren Erben
schwer, in Generationen zu den-
ken. Man muss eine enge per-
sönliche Beziehung zum Wald
haben, um zu verstehen, wie er
funktioniert und wie er wirt-
schaftlich effektiv sein kann.“

Maschinen statt 
Menschen

Auch bei den Waldarbeitern
geht die enge persönliche Bin-
dung zum Wald zunehmend
verloren. 15 Forstwirte, darunter
eine Frau, sind der Ober förs terei

>

Freienwalde zugeteilt. Einmal
im Monat setzen sich die Revier-
leiter an den Tisch und formulie-
ren für die Arbeiter, die in teilau-
tonomen Gruppen arbeiten,
Zielvereinbarungen, die sie im
Laufe des Monats nach eigener
Planung abarbeiten können.
Dieses System hat  sich wesent-
lich besser bewährt, als die Vor-
gabe exakt definierter Arbeits-
anweisungen. Bestes Beispiel:
eine Schutz- und Wanderhütte,
die die Arbeiter ohne jede Vorga-
be durch Krüger nach eigenen
Plänen realisiert haben.

Wir kurven weiter durch den
Wald; es geht kreuz und quer
auf den Waldwegen, längst ha-
ben wir die Orientierung verlo-
ren; hoffen, nicht den An-
schluss an Krügers Van zu ver-
lieren. Vor uns ruckelt die forst-
eigene Rückemaschine über
den Pfad. Der Fahrer stapelt
Holz auf einen der Polder, der
für die Spanplattenfabrik in Be-
skow bestimmt ist. „Weiter hin-
ten“, erklärt der Fahrer,  „da
wird gerade geerntet“, sprich
Holz gefällt und zu Stämmen
geschnitten. Wir fahren zu ei-

achselzuckend. Die Privatwald-
besitzer können machen, was
sie wollen, solange sie den ge-
setzlichen Anforderungen genü-
gen.“ Krüger findet dennoch an
der Vorgehensweise des Wald-
besitzers ein positives Element:
„Ökologie“, erklärt er, „ist ein viel
strapazierter Begriff. Es geht im
Wald vieles, auch wirtschaftlich
Unvernünftiges. Die Heideler-
chen freuen sich jedenfalls über

> Polizeispiegel | dbb seiten | Juni 2008



33

re
p

o
rt

dbb > fokus

> Hauptsache gelassen: Eine Moorkröte in ihrem Erdloch.

> Spaziergänger wollen weder Reifenspuren noch Maschinen im Wald sehen. Für die Erfordernisse der Forstwirt-
schaft haben die meisten kein Verständnis.

ner Nadelwaldparzelle, lassen
die Autos stehen und schlagen
uns im wahrsten Sinne des
Wortes durch das Unterholz:
immer dem Geräusch nach.
Nach 300 Metern erreichen wir
eine Schneise, doch statt der
Schar Waldarbeiter, die mit Ket-
tensägen und Äxten den Bäu-
men zu Leibe rücken, sitzt ein
einsamer Waldarbeiter in ei-
nem Maschinenmonstrum, das
jedem Hollywood-Horrorfilm
Ehre machen würde.

An einem Ausleger hängt eine
Sägevorrichtung mit horizontal
und vertikal angeordneten
Rundsägen, die sich wie Fangar-
me um den ausgesuchten
Baum legen. Binnen Sekunden
schwebt der Baum am Haken,
wird in die Vertikale ge-
schwenkt, durch die Sägevor-
richtung geschoben, entastet
und auf Länge zugeschnitten.
Ruckzuck spuckt das Ungetüm
die Stämme zur Seite; fertig
zum Abtransport. Kleinere Äste
bleiben liegen: Brennholz für
die privaten Holzkäufer aus der
Umgebung.

Die Maschinen sparen Personal,
und das ist bitter notwendig.
Bis 2015 soll die Zahl der Wald-
arbeiter halbiert werden. Das
wird dazu führen, dass noch öf-
ter auf Fremdfirmen zurückge-
griffen werden muss als bisher.
Die Firmen arbeiten zwar gut
und rentabel, aber nicht „mit
Herzblut“. Martin Krüger wird

viel öfter kontrollieren, monie-
ren und nacharbeiten müssen
als bisher: Wieder eine Ent-
wicklung, die dem Wald nicht
gut tun wird.

Wir treffen auf zwei Waldar-
beiter, die eine Treppe an ei-
nem Wanderweg ausbessern,
damit die Sonntagsausflügler
keine Probleme haben, eine
mittelschwere Steigung zu be-
wältigen. Auch das gehört zum
Wald, zu den Aufgaben der
Forstverwaltung. „Der Kollege
geht im nächsten Jahr in den
Vorruhestand“, erklärt Krüger

beiläufig. „Die junge Frau hat
ohnehin nur einen Jahresver-
trag. So habe ich nächstes Jahr
schon zwei Mitarbeiter weni-
ger.“ Auch die Anzahl der Forst-
angestellten und der Beamten
soll halbiert werden. Wie dann
die Arbeit überhaupt noch ver-
antwortungsbewusst bewäl-
tigt werden kann, wird man
sehen müssen.

Jagd von Amts wegen

Zur Hege und Pflege des Wal-
des gehört auch die Jagd. In
Krügers Revier tummeln sich
Hirsche und Rehe ebenso wie
Wildschweine und Muffelwild.
Im Brandenburger Staatswald
wird die Jagd von Amts wegen,
also von den Förstern durchge-
führt. Auch dabei wird, anders
als in den Privatwäldern, der
Bestands- und Naturschutz
streng beachtet. Die Privat-
waldbesitzer verpachten die
Jagd, und die Jäger wollen
möglichst hohe Abschussquo-
ten erzielen. Wieder einer der
Widersprüche des Waldes, mit
denen Martin Krüger und sei-
ne Kollegen leben müssen. 
Doch zurück zur Holzwirt-
schaft. Die Preise sind zurzeit

>

relativ stabil, erklärt Krüger. Ein
durchschnittlicher Stamm
bringt circa 350 Euro; ein Fest-
meter Buche schlägt mit 150
Euro zu Buche, und ist der
Baum über 100 Jahre alt und
der rote Kern schlägt sich durch,
steigen auch die Preise weiter
an. Nur: Wer ist heutzutage be-
reit, 100 Jahre zu warten, bis
die Natur eine Maserung in das
Holz einer Tischplatte zaubert,
die Generationen begeistert?

„Was wünschen Sie sich für den
Wald“, fragen wir zum Ab-
schied. Martin Krüger muss
nicht lange überlegen: „Dass
nicht alle zwei, drei Jahre neue
Reformen auf den Weg ge-
bracht, abgebrochen und neu
aufgelegt werden; dass nicht
heute nach Holz, morgen nach
Umweltschutz und übermor-
gen nach Freizeitwald ge -
schrien wird. Der Wald ist eine
Generationenaufgabe und
braucht Zeit, viel Zeit.“ Wir pas-
sieren eine Schonung mit Ei-
chenschösslingen: In sechzig
Jahren könn(t)en wir in ihrem
Schatten Picknick machen.

Text: Dr. Walter Schmitz
Fotos: Jan Brenner
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Waldzustandsbericht 2007:

Gemeinsam für den Wald 
Ein Bericht und zwei Interpretationen, die kaum
gegensätzlicher sein könnten. Als Ende Januar
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land (BUND) und das Bundesministerium für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft ihre Waldzustandsberichte 2007 veröf-
fentlichten, gingen die Meinungen der Umwelt-
schützer und der Bundesregierung weit ausein-
ander. Von einer „leichten Erholung für den deut-
schen Wald“ sprach das Agrarministerium. Der
Vorsitzende BUND, Hubert Weiger, warf der
Bundesregierung jedoch eine „Tendenz zur Ver-
harmlosung“ vor.

> Info

Der Autor lebt und arbeitet
als freier Journalist in Berlin.
Er hat Publizistik- und Kom-
munikationswissenschaften
sowie Politik und Soziologie
an der Freien Universität Ber-
lin studiert und war anschlie-
ßend auf der Berliner Journa-
listen-Schule. Er schreibt un-
ter anderem für die tageszei-
tung (taz) und den Tagesspie-
gel. Derzeit arbeitet er für die
Wochenzeitung Die Zeit als
Redakteur für das Projekt
„Netz gegen Nazis“. Neben
den Themen Umweltschutz,
Jugendkulturen und Musik
veröffentlicht Johannes Radke
regelmäßig Texte zum Thema
Rechtsextremismus und zivil-
gesellschaftliches Engage-
ment gegen Rechts.

Die Umweltschutzorganisation
hatte die gleichen Daten völlig
anders interpretiert. Sie kam zu
dem Ergebnis, dass der Zustand
der Wälder sich „dramatisch ver-
schlechtert“ habe. Neben Nadel-
bäumen würden nun auch die
Laubbäume verstärkt unter den
Umweltbelastungen leiden. 86
Prozent der Eichen und 85 Pro-
zent der Buchen sollen geschä-
digt sein. Das „Grundgerüst des
deutschen Waldes“ sei damit in
Gefahr.

Nur in einem sind sich das Mi-
nisterium und der BUND nach
wie vor einig: Rund ein Viertel
aller deutschen Bäume ist
schwer geschädigt, zwei von
drei Bäumen sind krank. Aber im
Bericht von Landwirtschaftsmi-
nister Horst Seehofer (CSU) wer-
den als Hauptursachen der
Waldschäden der Klimawandel
und der vermehrte Insekten-
und Pilzbefall angegeben. Der
BUND sieht die größte Gefahr
hingegen in der Landwirtschaft,
Massentierhaltung und Autoab-
gasen. Durch die entstehenden
Stickstoffe werde der Waldbo-
den überdüngt. Das könnte auf
lange Sicht auch negative Aus-
wirkungen auf das Trinkwasser
haben. „Im Waldboden tickt ei-
ne Zeitbombe“, warnte BUND-
Chef Weiger. Der Insektenbefall

großflächigen Waldsterben wä-
ren viele Auf lagen für die Indus-
trie nie durchsetzbar gewesen.

Damit in Zukunft die Effektivität
der Umweltschutzmaßnahmen
überprüfbar bleibt, müssen Um-
weltschützer, Politik und Forst-
verwaltung miteinander, anstatt
gegeneinander arbeiten. Dazu
gehört auch, dass die Entschei-
dung, wie oft ein offizieller Wald-
schadensbericht erstellt wird,
nicht über die Köpfe der Forstver-
waltungen hinweg entschieden
werden darf. Nur wenn sich alle
drei Akteure in ihrer Arbeit
gegenseitig ergänzen und weni-
ger behindern, kann die Gesell-
schaft auch dafür Sorge tragen,
dass die kommenden Generatio-
nen wieder lebendige und ge-
sunde Wälder vorfinden.

Johannes Radke

sei lediglich eine Folge der be-
reits entstandenen Schäden. Er
forderte die Bundesregierung zu
einer „waldverträglichen Agrar-,
Verkehrs- und Energiepolitik“
auf. Das Waldsterben sei nach
wie vor „eines der größten un-
gelösten Umweltprobleme un-
serer Zeit“. Als erste Maßnahme
müsse der Lkw-Verkehr auf die
Schiene verlagert und die indus-
trielle Massentierhaltung been-
det werden. „Der Wald ist kein
Luxus, sondern unser ökologi-
sches Grundkapital“, sagte

BUND-Waldexperte Helmut
Klein.

Zunächst hatte das Landwirt-
schaftsministerium im Novem-
ber des vergangenen Jahres an-
gekündigt nur noch alle vier Jah-
re einen offiziellen Waldscha-
densbericht zu erstellen. Darauf-
hin begann der BUND auf eige-
ne Faust einen Bericht aus den
Gutachten der einzelnen
Bundesländer zusammenzustel-
len. Dass das Landwirtschafts-
ministerium einen Tag vor der
BUND-Pressekonferenz doch
noch einen eigenen Bericht auf
seiner Webseite veröffentlicht
hat, sieht die Umweltorganisa-
tion als Erfolg ihrer Arbeit an.
Der BUND-Vorsitzende wieder-
holte seine Forderung an Seeho-
fer, an den jährlichen Schadens-
berichten festzuhalten. 

Eines hat diese Diskussion ge-
zeigt: Umweltschützer und Poli-
tiker reden gerne aneinander
vorbei – und die Mitarbeiter der
Forstverwaltung, die mit viel Ar-
beit für die Bundesländer die
Einzelgutachten erstellen, ste-
hen zwischen den Fronten. Die-
ses Gezerre um den Wald geht
am Ende auf die Kosten der Um-
welt. Denn das forstliche „Um-
weltmonitoring“, wie es heutzu-
tage genannt wird, spielt eine
wichtige Rolle für den Schutz
der Wälder. Ohne die Hilfe der
Landesforstverwaltungen wäre
es unmöglich den Zustand des
Waldes auch nur ansatzweise zu
erfassen.

Seit mehr als 20 Jahren zwingt
der jährliche Waldschadensbe-
richt, mit seinen oft erschre-
ckenden Ergebnissen, die Politik
zum Handeln. Mit Hilfe der Da-
ten konnte seit den 80er-Jahren
erstmals überprüft werden, ob
die ersten Maßnahmen zum
Schutz der Wälder überhaupt Er-
folg hatten. Zum Beispiel die

Bundesimmissionsschutzver-
ordnung von 1974, durch die
der Schadstoffausstoß der gro-
ßen Fabriken drastisch redu-
ziert wurde. Auch die Einfüh-
rung von bleifreiem Benzin
1984 und das im gleichen Jahre
beschlossene Gesetz alle Fahr-
zeughersteller ab 1989 zum
Einbau von Katalysatoren zu
verpflichten, wurde politisch
von den Waldschadensberich-
ten maßgeblich beeinflusst.
Ohne die dunkle Prog nose vom
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> Info

Kostenlose Informationen
Die von der Bundesleitung des dbb herausgegebenen Fachzeit-
schriften „Zeitschrift für Personalvertretungsrecht“ (ZfPR) und
„Zeitschrift für Betriebsverfassungsrecht“ (ZBVR online) stehen als
kostenlose Fachinformationen für Personalratsmitglieder, Be-
triebsratsmitglieder, Jugend- und Auszubildendenvertreter,
Schwerbehindertenvertretungen und Gleichstellungsbeauftragte
zur Verfügung. Voraussetzung: die Mitglieder dieser Interessen-
vertretungen gehören dbb Gewerkschaften an. Die Zeitschriften
versorgen die Interessenvertreter kontinuierlich mit aktueller
Rechtsprechung, Kommentaren zu wichtigen Entscheidungen,
Aufsätzen sowie Lösungsvorschlägen für in der Praxis auftretende
Fragen. Aufnahme in den Verteiler über den dbb verlag: 
Telefon (0 30) 7 26 19 17 23, Fax (0 30) 7 26 19 17 49, 
E-Mail: kerstin.grossmann@ dbbverlag.de �

> Der Berliner Innensenator Erhard Körting (links) bekam bei einer Pro-
testkundgebung am 22. Mai 2008 in Berlin vor dem Innensenat ein
schickes neues Outfit vom stellvertretenden Vorsitzenden des dbb ber-
lin Bernd Raue verpasst …

Tarifverhandlungen in Hessen und Berlin:

Zwei Baustellen
Die Tarifverhandlungen der dbb tarifunion zur
Übernahme von TV-L und TVöD inklusive der dort
vereinbarten Einkommenserhöhungen mit dem
Land Berlin gestalten sich äußerst schwierig. Zwi-
schenzeitlich wurde bereits das Scheitern der Ver-
handlungen durch die dbb tarifunion erklärt und
die Urabstimmung eingeleitet. Dabei votierten
90,53 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder
der Fachgewerkschaften der dbb tarifunion in Ber-
lin für einen unbefristeten Arbeitskampf im öf-
fentlichen Dienst des Landes Berlin. Auch in Hes-
sen stehen die Zeichen weiterhin auf Sturm.

Nach Ansicht von Frank Stöhr,
1. Vorsitzender der dbb tarifu-
nion „ein eindeutiges Votum,
mit dem die betroffenen Be-
schäftigten gezeigt haben, dass
sie genug von der Tarifpolitik
des Berliner Senats haben“. Die
Verhandlungsführer des Landes
Berlin, Innensenator Erhard
Körting und Finanzsenator Thi-
lo Sarrazin, verweigerten bis-
lang ernsthafte Verhandlungen
und ziehen damit nicht nur rhe-
torisch unbeirrt eine Tarifmauer
rund um Berlin hoch. Zuletzt
hatte Körting je eine Einmal-
zahlung für die Jahre 2008 und

2009 angeboten und angekün-
digt, erst ab 2011 wieder über
lineare Anhebung der Gehälter
zu verhandeln. 

Vom Warnstreik 
zum Streik

Dagegen haben nahezu 10 000
Beschäftigte des öffentlichen
Dienstes am 10. April 2008
lautstark, wütend und mit gro-
ßer Einmütigkeit demonstriert.
Die Gewerkschaften des DGB
und die dbb tarifunion hatten
zum Warnstreik aufgerufen
und die Beschäftigten folgten

>

entschlossen. Nach dem eindeu-
tigen Ergebnis der Urabstim-
mung baut die dbb tarifunion
ihre Streikmaßnahmen jetzt
aus.

Einkommensverlust

Rechnet man den Einkommens-
erhöhungen im öffentlichen
Dienst seit 1999 die sozial ge-
staffelten Absenkungen des An-
wendungstarifvertrags Land
Berlin, die Inflation und die Be-
lastung durch Steuern und Ab-
gaben entgegen, so haben die
Beschäftigten des Landes Berlin
fast 20 Prozent Reallohnverlust
zu verzeichnen. „Da ist die For-
derung nach Übertragung der
Abschlüsse von TV-L und TVöD
sogar sehr bescheiden! Die Be-
schäftigten in Berlin arbeiten
sich arm“, erläutert Frank Stöhr
die Situation. Über lineare Stei-
gerungen will der Senat erst
wieder ab dem Jahr 2011 ver-
handeln.

Angespannte 
Situation in Hessen

Nach einer zweimonatigen
wahlkampfbedingten Pause ha-
ben sich dbb tarifunion und das

>

>

hessische Innenministerium An-
fang Februar 2008 in Wiesbaden
zu einem weiteren Sondierungs-
gespräch für einen TV-L für Hes-
sen auf Arbeitsebene getroffen.
Einen Tag zuvor hatte die dbb ta-
rifunion mit der Tarifkommission
des dbb Hessen die aktuelle Lage
erörtert.

Ende April hat erneut ein Spit-
zengespräch zwischen dbb tarif-
union und der hessischen Lan-
desregierung stattgefunden. Wil-
li Russ, 2. Vorsitzender der dbb
tarifunion bekräftigte die Forde-
rung, auch für die hessischen
Landesbeschäftigten ein zu-
kunfstorientiertes Tarifrecht zu
vereinbaren.

Aufgrund der politischen Ent-
wicklung in Hessen erneuerte
Russ die Forderung der dbb tarif-
union an die hessische Landesre-
gierung, in die Tarifgemeinschaft
deutscher Länder (TdL) zurückzu-
kehren. Die dbb tarifunion hält
die Rückkehr TdL für unbedingt
geeignet sicherzustellen, dass die
hessischen Tarifbeschäftigten in
Zukunft nicht mehr von der Ent-
wicklung in den übrigen Ländern
abgekoppelt werden. Dies gilt
insbesondere auch mit Hinblick
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> … trotzdem handelte sich der Innensenator hunderte „Knöllchen“ wegen
„tarifwidrigen Parkens im absoluten Halteverbot auf der Tarifstraße“ ein. 

auf die 2009 im Länderbereich
anstehende Einkommensrunde. 

Umfassende 
Aufgaben

Klar ist jedoch, dass selbst eine
Rückkehr Hessens in die TdL ta-
rifhandwerklich eine umfassen-
de Aufgabe darstellt, da unter

>

anderem Fristen und Termine
umfassend zu prüfen und anzu-
passen wären. Der hessische
Innenminister, Staatsminister
Bouffier, bezweifelte die Finan-
zierbarkeit einer Rückkehr in die
TdL, zeigte sich im Übrigen je-
doch offen für weitere gemein-
same Gespräche, um die Tarifsi-
tuation der hessischen Landes-

beschäftigten zu verbessern.
Mittlerweile ist die geschäfts-
führende hessische Landesre-
gierung auch vom hessischen
Landtag aufgefordert worden,
wieder in die TdL einzutreten.
Staatsminister Volker Bouffier
hat dies jedoch erneut abge-

lehnt und gleichzeitig für einen
eigenen hessischen Tarifvertrag
plädiert.
Die Gespräche zwischen dbb ta-
rifunion und der hessischen
Landesregierung werden auf
unterschiedlichen Ebenen fort-
gesetzt. �

> Info

Rahmenverein barung 
dbb und DGB haben Vorschläge für eine Rahmenvereinbarung zum
Gesundheitsmanagement in der Bundesverwaltung diskutiert. Die
Vereinbarung soll Grundsätze und Ziele zur Einführung einer be-
trieblichen Gesundheitsförderung benennen, teilte der Zweite Vor-
sitzende des dbb, Frank Stöhr, am 13. Mai 2008 mit. Hintergrund ist
die Umsetzung des Regierungsprogramms „Zukunftsorientierte Ver-
waltung durch Innovationen“, die der dbb mit weitergehenden kon-
kreten Projekten begleitet. Es gehe vor allem darum, ein Leitbild für
Gesundheitsmanagement zu entwickeln, die Gesundheitsförderung
als Führungsaufgabe zu verstehen, die Beschäftigten an der Gesund-
heitsförderung zu beteiligen sowie arbeitsbedingte Belastungen zu
verringern. Es wurde vorgeschlagen, einen ressortübergreifenden
Steuerungskreis beim Bundesinnenministerium einzurichten. �
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Steuerklassenkombination III/V:

Wenig familienfreundliche
Regelung
Viele Ehepartner wählen die Steuerklassenkom-
bination III/V, die sich anbietet, wenn die Ar-
beitslöhne beider Partner grob ungleich sind.
Diese Steuerklassenkombination hat allerdings
zur Folge, dass der Ehepartner, der sich für Steu-
erklasse V entscheidet, – und das sind zumeist
die schlechter bezahlten Frauen – eine verhält-
nismäßig hohe monatliche Lohnsteuerbelas-
tung hat und bei den Lohnersatzleistungen 
wie Elterngeld oder Arbeitslosengeld grund-
sätzlich schlechter behandelt wird. Die dbb
bundesfrauenvertretung fordert deshalb die
Abschaffung der Steuerklasse V, deren Exis -
tenz auch im aktuellen Entwurf des Jahres -
steuer gesetzes 2009 fortgeschrieben wird.

In der Regel sind es noch im-
mer Frauen, die Lohnsteuer-
klasse V wählen. Weil sie –
auch wegen einer eventuel-
len Teilzeitbeschäftigung –
die niedrigeren Löhne und
Gehälter beziehen, haben sie
einen verhältnismäßig ho-
hen monatlichen Lohnsteu-
erabzug, denn die steuer-
rechtlichen Grundfreibeträge
für beide Ehegatten werden
nur bei der Steuerklasse III
berücksichtigt. 

Dieses Ungleichgewicht wird
zwar vom Finanzamt bei der
Einkommensteuerveranla-
gung oder beim Lohnsteuer-
jahresausgleich wieder aus-
geglichen. Sobald allerdings
Lohnersatzleistungen wie 
Elterngeld oder Arbeitslosen-
geld beantragt werden, wird
es problematisch. Diese Leis-
tungen werden an der Höhe
des Nettolohnes berechnet,
und wer während des Jahres
ein niedrigeres Netto ausge-
zahlt bekommt, hat zum Bei-

spiel auch einen entspre-
chend niedrigeren Anspruch
auf Arbeitslosengeld. 

Anreiz für Berufs-
Rückkehrerinnen 

Deshalb fordert die dbb
bundesfrauenvertretung seit
langem die Abschaffung die-
ser Steuerklassenkombina-
tion. Helene Wildfeuer, Vor-
sitzende der dbb bundes-
frauenvertretung: 

„Wir brauchen ein familien-
gerechtes Steuerrecht, und
Gender Mainstreaming
muss auch bei der Steuerge-
setzgebung stattfinden. Wir
brauchen ein gerechtes Steu-
errecht, in dem jeder Einzel-
ne und jede Einzelne ange-
messen besteuert wird. Mit
einer Abschaffung der Steu-
erklasse V würde sich für vie-
le Frauen der Anreiz erhö-
hen, nach einer Familienpha-
se wieder zu arbeiten.“ 

>

Mit dem nun vorliegenden
Entwurf zum Jahressteuer-
gesetz 2009 möchte die
Bundesregierung die Steuer-
klassenkombination III/V je-
doch nicht abschaffen. Es ist
aber geplant, Ehepaare auf
ihren Antrag nach einem so
genannten „Faktorverfah-
ren“ zu besteuern.

Wegen der komplexen Be-
rechnungsgrundlage des
Faktorverfahrens und des er-
höhten Verwaltungsauf-
wands wird dieses von der
dbb bundesfrauenvertre-
tung und der Deutschen

Steuergewerkschaft (DSTG)
allerdings abgelehnt (siehe
auch nebenstehenden Bei-
trag). 

Einstufung nach 
dem Durchschnitts-
steuersatz 

Nach Auffassung der dbb
bundesfrauenvertretung
und der DSTG wäre es einfa-
cher und sinnvoller, die Ehe-
paare zunächst nach dem
Durchschnittssteuersatz des
vorangegangenen Jahres
einzustufen. Damit würde
ein Hauptziel der dbb
bundesfrauenvertretung er-
reicht: Auf der Lohnsteuer-
karte wird für jeden Ehe-
partner individuell das er-
zielte Nettoeinkommen
ausgewiesen. Die Auszah-
lung von Lohnersatzleistun-
gen werde damit ein ganzes
Stück gerechter.

seb

>
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Fachgespräch: 

Steuerfragen im Fokus
Das von der Bundesregierung geplante Jahres-
steuergesetz 2009 liegt  seit kurzem im Entwurf
vor. Es war Hauptthema eines Fachgesprächs,
das die Vorsitzende der dbb bundesfrauenver-
tretung Helene Wildfeuer und Frauenvertre-
tungsmitglied Marianne Dennerlein am 7. Mai
2008 in Berlin mit der familien-, frauen- und zi-
vildienstpolitischen Sprecherin der FDP-Bundes-
tagsfraktion Ina Lenke geführt haben. 

> Die familien- frauen- und zivildienstpolitische Sprecherin der FDP-
Bundestagsfraktion Ina Lenke (rechts) wurde von der Vorsitzenden der
dbb bundesfrauenvertretung Helene Wildfeuer (Mitte) und Frauenver-
tretungsmitglied Marianne Dennerlein (links) über aktuelle Entwick-
lungen beim Steuerecht informiert. 

ativen von dbb und DSTG bis-
lang noch keinen Vorläufig-
keitsvermerk auf den Steuerbe-
scheiden. 

Die familienpolitische Spreche-
rin der FDP-Fraktion sagte zu,
demnächst eine parlamentari-
sche Anfrage an die Bundesre-
gierung zu stellen, die klären
solle, wann der Vorläufigkeits-
vermerk für die Kinderbetreu-
ungskosten kommt. 

Vorläufigkeitsvermerke gibt es
derzeit zum Beispiel im Rah-
men der Pendlerpauschale.
„Vorläufigkeitsvermerk“ bedeu-
tet, dass gegen den Steuerbe-

scheid, der wegen der derzeiti-
gen Gesetzeslage die beantrag-
ten Kinderbetreuungskosten
nur „wie“ Werbungskosten be-
grenzt abziehen lässt, kein Ein-
spruch eingelegt werden muss.
Der Einkommensteuerbescheid
wird erst dann bestandskräftig,
wenn das Bundesverfassungs-
gericht entschieden hat. Soweit
das Verfahren zu Gunsten der
Steuerzahler ausfällt, wird der
Bescheid automatisch abgeän-
dert. Durch einen solchen Vor-
läufigkeitsvermerk wird sowohl
der Aufwand der Bürger als
auch der der Finanzämter ge-
mindert. seb

Noch immer verdienen Frauen
im EU-Durchschnitt 15 Prozent
weniger als Männer. Aus Anlass
des „Equal Pay Day”, dem Ak-
tionstag für mehr Lohngerech-
tigkeit zwischen Frauen und
Männern, der im Mai in vielen
Ländern der EU durchgeführt
wurde, forderte die Vorsitzende
des Gleichstellungsausschusses
FEMM der CESI und stellvertre-

tende dbb Bundesvorsitzende
Kirsten Lühmann ein Ende der
Benachteiligung. „Aus Sicht der
CESI besteht dringender Hand-
lungsbedarf, um die nach wie
vor bestehenden strukturellen
Benachteiligungen von Frauen
abzubauen“, sagte Kirsten Lüh-
mann in Brüssel. Nur eine ge-
rechte Aufteilung von bezahlter
und unbezahlter Arbeit könne
auf Dauer zu tatsächlicher
Lohngleichheit führen. 

Hierbei seien auch die Arbeitge-
ber gefordert, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die verän-
derte Familienmodelle und Ein-
kommensverteilungen ermög-
lichen. Dazu gehörten beispiels-
weise betriebliche Einrichtun-
gen für die Kinderbetreuung,
eine flexiblere Arbeitszeitge -
staltung sowie die verstärkte
Anwendung alternativer Ar-
beitsformen wie Telearbeit. �

Europäische Gleichstellungspolitik:

Gleicher Lohn für
Frauen und Männer 

Helene Wildfeuer und Marianne
Dennerlein – beide von Berufs
wegen Fachfrauen für Steuerfra-
gen und Mitglieder der Deut-
schen Steuergewerkschaft
(DSTG) – informierten die libera-
le Bundestagsabgeordnete über
die Auswirkung des im Entwurf
des Jahressteuergesetzes 2009
geplanten „Faktorverfahrens“,
das optional zur Steuerklassen-
wahl III/V angewendet werden
soll. 
Die Gesprächspartnerinnen wa-
ren sich einig, dass das von dbb
und DSTG vorgeschlagene
„Durchschnittsverfahren“ das
Bessere ist, weil es zum einen
für die Betroffenen klarer und
verständlicher und zum anderen
auch für die Finanzämter leist-
bar ist.

Auch die von der Vorsitzenden
der dbb bundesfrauenvertre-
tung Helene Wildfeuer gefor-
derte Absetzbarkeit von berufs-
bedingten Kinderbetreuungs-
kosten als Werbungskosten be-
ziehungsweise Betriebsausga-
ben in voller Höhe war Thema
des Gesprächs. Wildfeuer
machte deutlich, dass eine qua-
lifizierte Kinderbetreuung not-
wendig sei, damit Eltern ihrem
Beruf weiter nachgehen kön-
nen: „Deshalb müssen die da-
mit verbundenen Kosten als
Werbungskosten die Steuer-
schuld mindern.“ Hier gebe es
trotz des vom Bundesverfas-
sungsgericht zur Entscheidung
angenommenen Verfahrens der
dbb bundesfrauenvertretung
und trotz entsprechender Initi-

> Kirsten Lühmann, stellvertre-
tende dbb Bundesvorsitzende

Fo
to

: J
an

 B
re

n
n

er

Fo
to

: M
ar

co
 U

rb
an



dbb > finale
o

n
li

n
e

42
nutzt, bis Tim Berners-Lee 1989
im CERN bei Genf mit seinem
Team das World Wide Web er-
fand. Der Physiker wollte ei-
gentlich nur die Netzinfrastruk-
tur der Forschungseinrichtun-
gen am europäischen Kernfor-
schungszentrum CERN verbes-
sern, denn Teile der Laborato-
rien lagen auf schweizeri-
schem, andere auf französi-
schem Gebiet – mit inkompati-
blen Netzwerken. Außerdem
sollten die Physiker auch von ih-
rer Heimatuniversität Zugriff
auf die Rechner in Genf haben,
um nicht ständig pendeln zu
müssen. Sein auf dem Prinzip
des Hypertexts beruhendes
Konzept für Austausch und Ak-
tualisierung von Informationen
zwischen Wissenschaftlern –
Browser und Webserver wur-
den gleich mit erfunden – stell-
te den Ursprung des heutigen
Internet dar. Berners-Lee hat
sich seine Erfindung übrigens
nicht patentieren lassen, weil er
wollte, dass sich das Web frei
entwickeln kann. Heute steht er
dem World Wide Web Consor-
tium vor, einem offenen Forum
für Unternehmen und Organi-
sationen, das die weitere Ent-
wicklung des WWW begleitet

und wurde von Queen Elisa beth
II. 2007 in den Order of Merit
aufgenommen, der nur 24 regu-
läre Mitglieder zählt.

Vom Strohfeuer 
zum Klimakiller

Seit dem Beginn der kommer-
ziellen Nutzung des Internet
Anfang der 90er-Jahre hat sich
der Internetverkehr exponen-
tiell vervielfacht. Derzeit ver-
doppelt sich die Datenmenge
weltweit alle vier Monate.
Grund dafür ist das vielgelobte
Web 2.0, das unsere Medien-
welt mit seinen Foto- und
Video portalen, Online-Spielen
und Interaktionsangeboten
zwar bunter und vielseitiger
macht, aber auch immer größer
werdende Datenströme produ-
ziert. Allein das Videoportal You-
tube hält einige Millionen Vide-
os bereit, in den USA gab es zum
Beispiel im März 2008 rund 11,8
Billionen Videoaufrufe. In der
Online-Spielwelt von World Of
Warcraft tummeln sich über
fünf Millionen Spieler, digitale
Ersatzwelten wie Second Life er-
freuen sich wachsender Beliebt-
heit. Der Blogger und Buchautor
Nicholas Carr hat ausgerechnet,
dass eine Spielfigur in Second Li-

>

fe pro Jahr 1,75 Kilowattstun-
den Strom verbraucht und da-
mit 1,17 Tonnen CO2 ausstößt.
Ein Mensch, der die Figur steu-
ert,  verbraucht im Durch-
schnitt nur wenig mehr, näm-
lich 2,4 Kilowattstunden. Eine
einzige Suchanfrage bei Google
verbraucht nach einer Berech-
nung der New York Times rech-
nerisch so viel Strom wie eine
Energiesparlampe in einer
Stunde. Von datenintensiven
Anwendungen wie Internette-
lefonie und Fernsehen über
Internet ganz zu schweigen.

Informationstechnologie und Umwelt:

Klimakiller Internet

> Kein Sylvesterfeuerwerk, sondern
die Visualisierung eines kleinen
Ausschnitts des Internet mit Rech-
nern, IP-Adressen und den Routen,
die Datenströme nehmen.

Hätten Ray Tomlinson
und Tim Berners-Lee

geahnt, welchem
Welterfolg sie mit ih-
ren Erfindungen den
Weg ebnen würden,

hätten sie sich ihre
Ideen vielleicht paten-
tieren lassen und wä-

ren heute reicher als
Bill Gates. Schließlich
haben beide Forscher

unser Leben mit E-Mail
und World Wide Web

revolutioniert. Dass
das Internet, wie wir es
heute kennen, schwere

Umweltprobleme mit
sich bringen würde,

war in den Gründerta-
gen allerdings noch

nicht abzusehen: Be-
reits heute verursacht

„das Internet“ soviel
klimaschädliches CO2

pro Jahr wie der welt-
weite Flugverkehr, 

Tendenz steigend ... 

…dabei hat alles so harmlos be-
gonnen. Aus dem 1969 ent-
standenen Arpanet – ein Pro-
jekt der Advanced Research Pro-
ject Agency (ARPA) des US-Ver-
teidigungsministeriums, das
zur Vernetzung von Universitä-
ten und Forschungseinrichtun-
gen benutzt wurde und in For-
schungskreisen langsam wuchs
– ging 1982 mit der Nutzung
des Übertragungsprotokolls
TCP/IP das eigentliche Internet
hervor. Bereits 1971 tüftelte der
Computerprofi Ray Tomlinson
an einem Code, der es ermög-
lichen sollte, Textnachrichten
von Computer zu Computer zu
verschicken. Es gab damals nur
rund sechs Forschungsrechner
in den gesamten USA. E-Mail
wurde beinahe 20 Jahre lang
nur von Wissenschaftlern ge-
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Der Stromhunger
wächst

Gerade weil das Internet die
größte gesellschaftliche und
wirtschaftliche Revolution unse-
rer Zeit ist, wird sich sein Strom-
hunger auf absehbare Zeit nicht
verringern. Im Gegenteil: Die
fortschreitende Industrialisie-
rung der Schwellenländer wird
die Lage weiter verschärfen,
denn mehr Internetanschlüsse
bedeuten mehr Computer und
mehr Server, die immer mehr
Strom verbrauchen. Bald wer-
den weltweit statt einer Milliar-
de fünf Milliarden Menschen
online sein.

Die Zahlen wirken umso alar-
mierender, weil die Computerin-
dustrie dazu verdammt ist, ihre
Infrastruktur ständig auszubau-
en, denn der Preis für das enor-
me Wachstum ist ein massiver
Anstieg des Energiebedarfs.
„Derzeit machen Serverfarmen
und Telekommunikationsinfra -
struktur drei Prozent des welt-
weiten Strombedarfs und damit
über zwei Prozent der weltwei-
ten CO2-Emissionen aus, bei 20
Prozent jährlichem Wachstum“,
erklärt Professor Gerhard Fett-
weis, Inhaber des Vodafone-Stif-
tungslehrstuhls für Mobile
Nachrichtensysteme an der TU
Dresden. „Dies entspricht den
gesamten durch den internatio-
nalen Flugverkehr verursachten

>

CO2-Emissionen.“ Wachse das
Internet weiter wie bisher, wür-
de es in 23 Jahren so viel Strom
verbrauchen wie die ganze Welt
heute.

„Green IT“ boomt

Es geht letztlich also darum, im-
mer mehr Kapazitäten vorzuhal-
ten, dabei aber weniger Energie
zu verbrauchen.

Die damit verbundenen Proble-
me haben die IT-Hersteller be-
reits erkannt, das Schlagwort
„Green IT“ ist in aller Munde.
Das schlägt sich bereits im Con-
sumerbereich nieder: Die neues-
te Prozessorgeneration für Desk-
top-PCs verbraucht weniger
Strom bei höherer Leistung. Der
Trend zu energiesparender IT
hat sich auch auf der Computer-
messe CeBIT 2008 manifestiert,
die das übergreifende Thema
„Green IT“ erstmals gebündelt
präsentiert hat. „Die Frage, wie
innovative IT-Anwendungen
zum Schutz des Klimas beitra-
gen können, beschäftigt nahezu
alle Unternehmen“, erklärte
Ernst Raue, Vorstandsmitglied
der Deutschen Messe AG im Vor-
feld der Messe im März 2008.
„Aber für die Branche rückt auch
die Energieeffizienz der Anlagen
immer mehr ins Zentrum. Die
globale IT-Industrie steht vor
entscheidenden Weichenstel-
lungen.“ Eine ganze Halle wid-
mete die CeBIT dem Thema
Green IT und gab als umfassen-
des Nachschlagewerk den
„Green Guide“ heraus
(www.cebit.de/greenit_de) .

>

Für die Umsetzung des Themas
auf der CeBIT vereinbarte die
Deutsche Messe mit der globa-
len Initiative „Climate Savers
Computing“ eine strategische
Zusammenarbeit. Die Initiative
bringt Produzenten, Unterneh-
men, Organisationen und Pri-
vatleute zusammen, um die
Energieeffizienz von Compu-
tern und Servern deutlich zu
steigern und wird von allen
weltweit führenden Unterneh-
men der Computer- und IT-
Branche geführt. Auch Bundes-
kanzlerin Angela Merkel hat
Wachstum und Ener gie effizienz
gleichermaßen im Blick: „Wir
müssen die Informations- und

Kommunikationstechnologien
mit den klassischen Industrien
zusammenbringen“, formulier-
te die Bundeskanzlerin die
Wachstumsstrategie für die
deutsche Wirtschaft bei der Er-
öffnung der CeBIT. Dabei sei
auch das Thema Green IT wich-
tig, „weil wir hier einen sehr
energieintensiven Wirtschafts-
zweig haben“, unterstrich die
Kanzlerin. Der Energiebedarf
für Computertechnik überstei-
ge mittlerweile sogar den der
traditionellen Industrien.
Stromsparende Rechner, die für
einen geringen Aufpreis viel
Strom sparten, lohnten sich an-
gesichts steigender Energieprei-
se deshalb auch wirtschaftlich.

Nur ein toter 
Rechner …

Große IT-Anbieter wie die Deut-
sche Telekom oder der Berliner

>

Internetanbieter Strato reagie-
ren ebenfalls. So betreibt Strato
seine Rechenzentren nach eige-
nen Angaben 100 Prozent CO2-
frei mit Regenerativstrom aus
Wasserkraft. Die Telekom-Toch-
ter T-Systems hat jüngst einem
großen Rechenzentrum in
München eine eigene Energie-
versorgung mit Brennstoffzelle
spendiert: Der Strom wird dort
aus umweltfreundlichem Bio-
gas gewonnen, das auf Basis
von Futterpflanzen entsteht.
„Anstelle der Klimaanlage wan-
delt eine Maschine die Abwär-
me der Zelle in Kälte um, damit
das Raumklima wieder stimmt
und die Stromrechnung auf
fast die Hälfte sinkt“, erklärt
der Umweltbeauftragte von T-
Systems Dr. Ralf Bündgen. Wei-
ter setzt T-Systems verstärkt
auf so genannte Blade Server,
um den Stromverbrauch zu re-
duzieren. Diese Server nutzen
einige Bauteile gemeinsam
oder trennen Baugruppen vom
Strom, wenn sie nicht im Ein-
satz sind. Um die Server besser
auszulasten, werden diese ver-
bunden und dazu gebracht, Re-
chenprozesse selbstständig zu
verwalten. „Dass diese Art der
besseren Nutzung von Rechen-
power und Speicherplatz 60 bis
80 Prozent der verbrauchten
Leistung sparen kann, zeigen
Erfahrungen mit Dynamic Ser-
vices bei T-Systems. Nach Be-
darf beziehen die Kunden Re-
chenleistung, Datenspeicher,
Software und Bandbreite wie
Strom und Wasser flexibel aus
dem Netz.“

Letztlich kann auch jeder Ein-
zelne etwas für den Klima-
schutz tun, etwa indem er die
Dimensionen des heimischen
PC und seiner Bauteile an den
tatsächlichen Bedarf anpasst,
die Energiesparoptionen des
Betriebssystems ausnutzt und
den Rechner konsequent ab-
schaltet, wenn er nicht ge-
braucht wird. Wer lässt schon
den ganzen Tag das Wasser lau-
fen, nur, um abends zu du-
schen? br 

> Umweltfreundlich und autark:
Eine Biogas-Brennstoffzelle
versorgt ein Großrechenzen-
trum der Telekom bei Mün-
chen mit sauberem Strom. 
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> Das Internet entwickelt einen im-
mer größeren Stromhunger, weil
immer mehr Server gebraucht
werden, um dem wachsenden
Datenverkehr gerecht zu werden.
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> Info

Altersteilzeit 
Der Bayerische Beamtenbund (BBB) spricht sich für eine Verlänge-
rung der Altersteilzeit im bayerischen öffentlichen Dienst aus. Mit
Blick auf die anstehende Neuordnung des Beamtenrechts sagte
der BBB-Vorsitzende Rolf Habermann am 5. Mai 2008: „Dabei
brauchen wir auch zumutbare Bedingungen für diejenigen, die
aus gesundheitlichen Gründen einfach nicht länger arbeiten kön-
nen.“ Dafür sei die Altersteilzeit ein „wichtiges Instrument“. �

> Info

Beförderung
Der dbb berlin fordert, endlich Rechtsgrundlagen für die Beförde-
rung von Beamtinnen und Beamten  im Berliner Landesdienst zu
verabschieden. Die Verabschiedung der neuen Rechtsverordnung
(Stellenobergrenzenverordnung) werde vom Regierenden Bürger-
meister Klaus Wowereit blockiert, kritisierte der Vorsitzende des
dbb berlin, Joachim Jetschmann, am 7. Mai 2008. Das würden sich
die Berliner nicht länger bieten lassen. �

> Info

Hochschulallianz
Zusammen mit den Hochschulverbänden Deutscher Hochschul-
verband (DHV) und Hochschullehrerbund (hlb) sowie studenti-
schen Verbänden und weiteren im Hochschulbereich aktiven 
Organisationen hat der Verband Hochschule und Wissenschaft
(vhw) am 24. April 2008 die Hochschulallianz gegründet. Gemein-
sam wollen die insgesamt neun Organisationen auf die „überfäl -
lige Prioritätensetzung zugunsten von Bildung, und Wissenschaft
hinwirken“, teilte die vhw-Bundesvorsitzende Elke Platz-Waury
mit. Die künstliche Spaltung der Interessen von Lehrenden und
Studierenden müsse überwunden werden. �

> DSTG

> Dieter Ondracek, 
Bundes vor sitzender der DSTG

Für eigenes Versorgungs-
system von Abgeordne-
ten  

Dieter Ondracek, Bundesvorsit-
zender der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft (DSTG), hat

Claus Weselsky neuer
Bundesvorsitzender 

Claus Weselsky ist neuer
Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft Deutscher Lokomo-
tivführer (GDL). Der bisherige
GDL-Vize wurde am 6. Mai
2008 mit einer 90-prozentigen
Mehrheit der 191 Delegierten
der GDL-Generalversammlung

in Berlin gewählt. Weselskys
Stellvertreter sind der bisherige
Vorsitzende des GDL-Bezirks
Nord, Norbert Quitter, und der
Leitungsassistent des bisheri-
gen GDL-Bundesvorsitzenden
Manfred Schell, Sven Grün-
woldt. „Wir haben zwar in die-
sem Jahr schon viel erreicht,
wie den eigenständigen Tarif-
vertrag und die elfprozentige
Lohnsteigerung bei der Bahn.
Wir werden uns aber nicht auf
den Erfolgen ausruhen“, sagte
der 49-jährige Weselsky. 

„Wir haben nie einen Hehl da -
raus gemacht, dass wir die Pri-
vatisierung der DB ablehnen,
weil wir sie derzeit nicht für

börsenreif halten.“ Es sei zu be-
fürchten, „dass nach der Privati-
sierung der Druck auf die Eisen-
bahner durch die Renditeerwar-
tungen weiter zunehmen wird
und Arbeitsplätze gefährdet
sind“. Für die Tarifrunde 2009
kündigte Weselsky Forderun-
gen nach einer „moderaten
Entgelterhöhung“ an. Die GDL
solle zur Branchengewerkschaft
für das Fahrpersonal im Eisen-
bahnverkehrssektor ausgebaut
werden. 

Der 65-jährige GDL-Chef Man-
fred Schell hatte sich nach 25
Jahren an der Gewerkschafts-
spitze, davon 19 Jahre als
Bundesvorsitzender, nicht mehr
zur Wiederwahl gestellt. Schell
zog ein positives Fazit seiner
Amtszeit. Einstimmig wählten
die Delegierten den 65-Jährigen
zum Bundesehrenvorsitzenden
der GDL. Auf einer öffentlichen
Veranstaltung am 7. Mai 2008
in Berlin sollte Schell feierlich
verabschiedet werden. �

> GDL

> Claus Weselsky,
Vorsitzender der GDL Überlegungen in der aktuellen

Diskussion um die Abgeordne-
tendiäten, Bundestagsabge-
ordnete nicht länger von der
Altersvorsorge zu befreien, als
„richtigen Ansatz“ bezeichnet.
Der „Thüringer Allgemeinen“
(Ausgabe vom 10. Mai 2008)
sagte er: „Einige Landesparla-
mente tun dies auch schon.

Denn es ist ein wunder Punkt,
dass man für relativ wenige
Dienstjahre eine hohe Versor-
gung bekommt. Da gibt es kei-
ne Parallelen – weder in der
Privatwirtschaft noch im öf-
fentlichen Dienst. Es könnte
ein eigenes Versorgungssys-
tem geschaffen werden, in das
die Abgeordneten einzahlen
müssen, und je nachdem, wie
viel sie hier leisten, wird dann
später auch gezahlt.“ �

bundespolizeigewerk-
schaft für nationale 
Küstenwache

Die bundespolizeigewerk-
schaft bgv hat den Vorstoß des
schleswig-holsteinischen Mi-
nisterpräsidenten Peter Harry
Carstensen zur Schaffung ei-
ner nationalen Küstenwache
begrüßt. Zwar werde das The-
ma seit dem Unglück des
Frachtschiffes „Pallas“, das
1998 nach einem Brand an

Bord vor der Küste Schleswig-
Holsteins auf Grund gelaufen
war, diskutiert, aber es sei
kaum etwas geschehen, erklär-
te die bgv am 16. April 2008.
Im Gesamtinteresse der Küs-
tensicherheit müsse das The-
ma wieder auf die Tagesord-
nung gesetzt werden, so die
bgv. Es könne nicht angehen,
dass die zersplitterten Zustän-
digkeiten zwischen Bundes-
und Landesbehörden auf See
nicht zu koordinieren sind. �

> bgv

> Knut Paul, 
Bundesvor sitzender des bgv
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> Personalie 

Ilse Buss verstorben 
Ilse Buss, Ehrenvorsitzende des Seniorenverbandes BRH, ist am 
12. März 2008 im Alter von 82 Jahren gestorben. Im Nachruf wür-
digt die dbb bundesfrauenvertretung ihren besonderen Einsatz
für die Belange der Frauen, insbesondere der Witwen, und ihr
 „ungewöhnlich liebenswertes Wesen und ihre optimistische, dem
Menschen zugewandte Art“. Für ihr Engagement wurde Ilse Buss
mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande ausgezeichnet. �

Kein Spielraum für wei-
tere Rationalisierungen 

Der Bundesvorsitzende der
Verkehrsgewerkschaft GDBA,
Klaus-Dieter Hommel, hat Be-
richten widersprochen, wo-
nach es bei der Deutschen
Bahn weitere Rationalisierun-
gen geben soll. „Die Arbeitsbe-

> GDBA

> Klaus-Dieter Hommel, Bun-
des vor sitzender der 
Ver kehrs gewerk schaft GDBA

Scheitern von Migran-
tenkindern verhindern

„Das Beherrschen der deut-
schen Sprache ist das A und O
für den schulischen Erfolg ins-
besondere von Kindern mit Mi-
grationshintergrund.“ Darauf
hat Ludwig Eckinger, Bundes-
vorsitzender des Verbandes Bil-
dung und Erziehung (VBE), am
8. Mai 2008 erneut hingewie-
sen. „Nur durch eine gezielte
Deutschförderung bereits im
Kindergarten und in der

> VBE

> Ludwig Eckinger, 
Bundes vor sitzender des VBE

> Info

Seniorenbeteiligung 
Der Bundesvorsitzende des Seniorenverbandes BHR, Herbert
Bartsch, hat den Anspruch der Versorgungsempfänger auf Übertra-
gung des Tarifergebnisses  bekräftigt. „Es kann kein Anlass beste-
hen, den Beamten und Versorgungsempfängern weniger zuzuge-
stehen als dem Tarifpersonal“, schrieb Bartsch in einem Gastbeitrag
für die Mainzer „Rhein-Zeitung“ (Ausgabe vom 30. April 2008). Es
sei nur folgerichtig, wenn jetzt alle Angehörigen des öffentlichen
Dienstes von der robusten Konjunktur profitieren. „Ihre Leistungen
nämlich haben diese Ergebnisse erst möglich gemacht.“ �

lastung der Mitarbeiter ist
zwischenzeitlich so hoch, dass
es für solche Überlegungen
keinerlei Spielräume gibt“,
machte der GDBA-Chef am 
16. Mai 2008 deutlich. „Viele
Kolleginnen und Kollegen ge-
hen mittlerweile auf dem
Zahnfleisch, da kann kein ein-
ziger Arbeitsplatz mehr abge-
baut werden“, sagte Hommel.
Es könne auf niemanden mehr
verzichtet werden. Hommel
kündigte „erheblichen Wider-
stand“ an, sollte die Bahn ent-
sprechende Pläne ernsthaft
verfolgen: „Dann droht Krach,
aber richtig.“ �

Peter Damm neuer
Bundesvorsitzender 

Der 32. Deutsche Rechtspfle-
gertag in Potsdam hat am 
25. April 2008 Peter Damm
zum neuen Bundesvorsitzen-
den des Bundes Deutscher
Rechtspfleger (BDR) gewählt.
Er erhielt 94,4 Prozent der

> BDR

Grundschule lässt sich ein
Scheitern von Migrantenkin-
dern frühzeitig verhindern.
Mangelnde Sprachbeherr-
schung ist die größte Barriere
für eine erfolgreiche Bildungs-
karriere.“ Eckinger sagte, er se-
he in dieser Frage zwar einen
weitgehenden gesellschaft-
lichen Konsens, aber die Wirk-
lichkeit sei oft ernüchternd.
„Nicht nur das Angebot an
Deutschförderung ist nach wie
vor ungenügend. In den Län-
dern wird zu wenig dafür Sor-
ge getragen, für diese sprachli-
che Förderung genügend Fach-
lehrkräfte auszubilden und
einzustellen.“ �

> Peter Damm, 
Bundesvor sitzender des BDR

Stimmen. Damm, der bereits
seit mehreren Jahren der Bun -
desleitung des BDR angehört,
tritt die Nachfolge von Hinrich
Clausen an, der dieses Amt seit

mehr als zehn Jahren inne hat-
te. Er wurde mit stehenden
Ovationen in den Ruhestand
verabschiedet und zum BDR-
Ehrenvorsitzenden ernannt.
Damm sagte, der BDR wolle
mit Kontinuität, Engagement
und neuen Ideen seine erfolg-
reiche Verbandsarbeit für die
Rechtspflegerinnen und
Rechtspfleger fortsetzen.

Themen des Rechtspflegerta-
ges waren u. a. Bestrebungen
zur Privatisierung öffentlicher
Gerichtsaufgaben durch die
Justizverwaltungen, das
Rechtspflegerstudium als Teil
der Juristenausbildung sowie
die Sicherung der Unabhängig-
keit des Rechtspflegers. �

Nachbesserungen für
Kommunalbeamte
gefordert 

Nach der vom Bund angekün-
digten zeit- und inhaltsglei-
chen Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf die Bundesbe-

amten hat die komba gewerk-
schaft erklärt, die Kommunal-
beamten dürften nun nicht
von der Besoldungserhöhung
abgekoppelt werden. Am 
13. Mai 2008 forderte die kom-
ba  eine Nachbesserung in den
Ländern, die nach der Födera-
lismusreform für die Kommu-
nalbesoldung der Beamten zu-
ständig sind und bisher die Be-
soldung nur um höchstens drei
Prozent angehoben haben.
Dies sei besonders im kommu-
nalen Bereich auch eine Frage
der inneren Gerechtigkeit zwi-
schen Tarifbeschäftigten und
Beamten, erklärte die Gewerk-
schaft . �

> komba

> Heinz Ossenkamp,
Vorsitzender der 
komba Gewerkschaft
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Harry Potter lässt
grüßen: In Russland soll ein
Werbeverbot für Zauberer und
Hexen erlassen werden. Ein
entsprechender Gesetzesent-
wurf liegt der Staatsduma vor.

>

Der Abgeordnete Wladimir
Medinski will seine Landsleute
davor schützen, Betrügern auf
den Leim zu gehen, die zwar
sehr geschäftstüchtig aber
ganz bestimmt keine Wunder-
heiler oder Ähnliches seien.
Nach Schätzung der Gesund-
heitsbehörden nehmen mehr
als 100 000 Menschen regel-
mäßig die Dienste der selbst-
ernannten Zauberer und He-
xen in Anspruch.

Die Polizei wunderte
sich: Bei einer Routinekontrol-
le in Heiligenhaus war ein
LKW, der einen äußerst desola-
ten Zustand machte, zur Kon-
trolle angehalten worden. Das
(Jugend-)Bild im Führerschein
des 54-jährigen Brummifah-
rers wies keinerlei Ähnlichkeit
mit dem Fahrzeugführer auf,
der aber auf Nachfrage hartnä-
ckig dabei blieb, die abgebilde-
te Person zu sein. Die Beamten
forderten deshalb zusätzlich

>

den Personalausweis des Man-
nes und überprüften gleichzei-
tig die angegebenen Persona-
lien. Dabei stellte sich heraus,
dass der Führerscheinbesitzer
bereits seit Oktober 1993 ver-
storben war. Mit dieser Tatsa-
che konfrontiert, gab der Tru-
cker zu, die Fahrerlaubnis sei-
nes toten Bruders benutzt zu
haben, weil er selbst bereits
seit 1989 nicht mehr im Besitz
eines Führerscheines sei. Die
Weiterfahrt wurde untersagt
und ein Strafverfahren einge-
leitet.

In der Touristenfalle:
Eine japanische Reisegruppe
auf Europatrip hatte Station in
Pisa gemacht und dort ein Res-
taurant mit Ausblick auf den
berühmten schiefen Turm be-
sucht, um Regionales zu Abend
zu essen. Der Wirt empfahl
Pasta mit Soße. Soweit, so gut;
als er aber für die acht Portio-
nen Nudeln plus jeweils einem
Getränk satte 32,50 Euro pro
Person beziehungsweise 26o
Euro insgesamt verlangte, be-
tätigten die Japaner den Not-
ruf. Die herbeigeeilten Polizis-
ten konnten die Lage vor Ort
klären. Der Wirt gab vor, sich
schlicht verrechnet zu haben
und reduzierte die Rechnung
auf 134 Euro beziehungsweise
preiswerte 16,75 Euro pro Per-
son.

>

Klein, aber oho: Die
Ukulele, die Marilyn Monroe in
dem Film „Manche mögen’s
heiß“ spielte, hat weltweit ei-
ne wachsende Fan-Gemeinde.
Etwa 3 000 Ukulelespieler tra-
fen sich vor kurzem zu einem
Festival in New York, 2 000 wei-
tere zu einem Konzert in Kali-
fornien. Gerry Long, Verfasser
mehrerer Ukulele-Lehrbücher
und Herausgeber des monat-
lich erscheinenden Ukulele-
Magazins „UKE-Tips“, nennt
die Gründe: In wenigen Stun-
den kann man die wichtigsten
Akkorde lernen und sich selbst
durch ein Lied begleiten, ein

>

gutes Instrument kostet weni-
ger als 100 Dollar, ist kleiner
als eine Violine und wiegt we-
niger als ein Kilogramm. Kein
Wunder, dass der Ukulele-
Unterricht in Vereinen, Volks-
hochschulen und Gemeinde-
und Seniorenzentren boomt.
Bekannte deutsche Ukulele-
Spieler sind Götz Alsmann und
Stefan Raab.

Rache ist süß: In zahlrei-
chen Geschäften rund um das
Weiße Haus in Washington
finden Witzartikel in der Ge-
stalt von George Bush reißen-
den Absatz. Ein grinsender Prä-
sident ziert einen Lolly. Auf
dem Papier prangt die Auffor-
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klärten zwei Männer einem
78-jährigen Mann an seiner
Wohnungstür. Der ließ die bei-
den ein und füllte brav die vor-
gelegten Formulare aus. Ob-
gleich er nur über einen einfa-
chen analogen Anschluss ver-
fügte und keinen PC besaß, be-
stellte er ein „All-inclusive-Pa-
ket“ mit Internet-Flatline bei
einem ihm unbekannten Tele-
fonanbieter. Misstrauisch ge-
worden informierte er kurze
Zeit später die Polizei, die die
beiden dreisten Werber im
Rahmen einer Nahbereichs-
fahndung festnehmen konn-
ten. Gegen beide wurde Anzei-
ge wegen Nötigung erstattet.

derung: „Lutsch ihn einfach
weg!“ Eine mit Nadeln ge-
spickte Voodoo-Figur des Präsi-
denten entwickelte sich zum
Kassenschlager. Die Hand-
lungsanweisung auf der Verpa-
ckung ist eindeutig: „Piesacke
ihn, wie er dich gepiesackt
hat.“ Toilettenpapierrollen mit
Bush-Sprüchen werden ebenso
gut verkauft wie T-Shirts mit
einem Kalender zum „Out-of-
Office-Countdown“. Die Pro-
duktion von Satireartikel mit
Bildern von Hillary Clinton
oder Barack Obama ist eben-
falls bereits angelaufen. Der
Renner hier: der Hillary-Nuss-
knacker.

Kein Anschluss unter
dieser Nummer: Sie seien von
der Telefongesellschaft und
müssten einen neuen Vertrag
mit dem Kunden machen, er-

>
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